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E r i c h  M ü h s a m  

Von Eisner bis Leviné 
D i e  E n t s t e h u n g  d e r  b a y e r i s c h e n  R ä t e r e p u b l i k  

Persönlicher Rechenschaftsbericht über die 
Revolutionsereignisse in München vom 7. November 1918 bis 

zum 13. April 1919 

 

 

Genossen! 

 

  Über Entstehung und Geschichte der bayerischen 
Räterepublik werden so einseitige und falsche Darstellungen 
verbreitet, daß ich als einer von denen, die die Revolution in 
München vom ersten Tage an mit erlebt und zum Teil wohl auch in 
ihrem Verlauf beeinflußt haben, hohen Wert darauf lege Euch 
russischen Genossen ein Bild zu zeichnen, das die Begebenheiten in 
einem Licht weniger getrübter Färbung zeigen mag. Gewiß weiß ich, 
daß ich als unmittelbar Beteiligter manches nur unter subjektiven 
Eindrücken berichten kann. Es wird sich jedoch aus dem Folgenden 
ergeben, daß es keineswegs meine Absicht ist, eigene Fehler zu 
bemänteln. Doch scheint mir durchaus notwendig, die bis jetzt als 
zuverlässig angesehene Schrift P. Werners »Die bayerische 
Räterepublik. Tatsachen und Kritik« (Frankes Verlag, Leipzig) in ihrer 
tendenziösen Selbstgerechtigkeit, ihrem Bestreben, die Haltung der 
KPD unter allen Umständen als mustergültig vorzuführen und alle 
und alles zu verunglimpfen, was nicht von den Parteikommunisten 
ausging, durch eine kurze Zusammenfassung zu ergänzen, die es 
dem Außenstehenden erlaubt, sein Urteil durch Vergleich zu bilden 
oder zu revidieren. 

Es fällt mir dabei nicht ein, die meiner Meinung nach 
verhängnisvollen Fehler, die von den Führern der Kommunistischen 
Partei begangen wurden, wie es Werner uns anderen gegenüber tut, 
höhnend oder anklagend vorzutragen. Verhängnisvolle Fehler sind 
von allen Beteiligten begangen worden, und es scheint mir 
revolutionäre Pflicht, an die eigene Brust zu schlagen, statt die 
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eigene Haltung auf Kosten des anderen, der kein Gegner ist, sondern 
nur  in gewissen Fragen abweichender Meinung war, unter 
entstellenden Behauptungen zu verteidigen. Anderseits sehe ich 
aber auch keinen Anlaß, falsche Beschuldigungen auf mir sitzen zu 
lassen, und halte mich insbesondere für verpflichtet, das mir teure 
Andenken des am 2. Mai 1919 von den Weißgardisten entsetzlich 
geschlachteten großen Revolutionärs Gustav Landauer, meines 
Lehrers und nächsten Freundes, von den Anwürfen zu reinigen, 
denen Werners Schrift es aussetzt. 

Ich möchte gleich anfangs bemerken, daß dieser Brief nur eine 
vorläufige Äußerung zur oberflächlichen Orientierung sein soll. Ich 
wurde nach der Niederwerfung der proletarischen Revolution vom 
Standgericht in München zu fünfzehn Jahren Festung verurteilt, von 
denen ich bald eineinhalb Jahre bewältigt haben werde. Meine 
Hoffnung auf nahe glückliche Ereignisse in Deutschland und mithin 
auch in Bayern ist so groß, daß ich die Absicht, eine historisch 
getreue, ausführliche Darstellung der bayerischen Revolution vom 7. 
November 1918 bis 13. April 1919 (dem Tag meiner Verschleppung von 
München), gern hinausschiebe, bis ich in der Freiheit alle 
notwendigen Dokumente und Unterlagen ohne Umständlichkeiten 
zur Verfügung habe und meine schriftlichen Arbeiten keiner Zensur 
mehr vorzulegen brauche. Daher kommt es mir in diesem Schreiben 
auch nicht darauf an, gegen Werner oder andere Historiographen zu 
polemisieren, sondern einzig darauf, meine Auffassung von den 
Dingen, gänzlich unbeeinflußt, Ihnen, Genosse Lenin, und denen, 
denen Sie weiterhin davon Kenntnis geben wollen, in groben 
Umrissen mitzuteilen. 

Zu meiner persönlichen Legitimation mögen folgende Daten 
dienen: Im Alter von zweiundzwanzig Jahren (1900) gewann ich die 
erste Fühlung mit der revolutionären Bewegung in Deutschland und 
faßte unter der Leitung Gustav Landauers Fuß in der kommunistisch‐
anarchistischen Bewegung, der ich treu blieb. Gewisse 
Schwankungen in der Auffassung, die mich zeitweilig in die Nähe 
Stirners  trieben, dann, unter Landauers Einfluß, zum Proudhonisten 
machten, waren zu überwinden, bis sich mein Standpunkt in der 
Anerkennung des reinen und bedingungslosen Klassenkampfes 
festigte, wobei mir in den Kampfmethoden stets Michael Bakunin, im 
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Kampfziel Peter Kropotkin (dieser mit geringen Abweichungen) 
maßgebend waren. Mein Bakunismus führte mich 1909 zu dem 
Versuch, in München die revolutionäre Unterweisung und 
Organisation des Lumpenproletariats zu unternehmen. Den 
Freispruch in dem 1910 deswegen durchgeführten Prozeß dankte ich 
dem Umstand, daß der angezogene Geheimbundparagraph sich als 
untauglich erwies und das Strafgesetzbuch schlechterdings keine für 
den Fall verwendbare Bestimmung enthielt. In einer 1911 
begründeten Monatsschrift »Kain« bemühte ich mich, speziell die 
akademische Jugend und die Künstlerboheme revolutionär zu 
beeinflussen und dadurch den Intellektuellen ihre natürliche 
Zusammengehörigkeit mit dem Proletariat bewußt zu machen. Beim 
Ausbruch des Krieges ließ ich das Blatt eingehen mit der Begründung, 
daß ich meine Kundgebungen einer militärischen Zensur nicht 
unterwerfen könne. Während des Krieges unterhielt ich zu vielen 
Revolutionären Beziehungen. Ein Versuch, den ich 1916 unternahm, 
alle revolutionären Sozialisten ohne Festlegung der akademischen 
Formeln zu einem illegalen Aktionsbund zu vereinen – im April 1916 
war ich deswegen in Berlin und besprach den Plan mit dem zwar 
skeptischen, aber grundsätzlich bereiten Genossen Karl Liebknecht –, 
und für den ich neben Landauer besonders auch den verstorbenen 
Genossen Westmeyer‐Stuttgart gewann –, scheiterte, meiner 
Meinung nach an intriganten Manövern eines auch schon toten, 
unabhängigen Führers, den ich in Verkennung des leisetreterischen 
Charakters dieser Partei glaubte in die geplante Verschwörung mit 
einbeziehen zu sollen. 1917 korrespondierte ich mit Franz Mehring 
über die von mir angeregte Reorganisation der II. Internationale. 
Meine Ansicht war, daß die Aufhebung des Londoner Beschlusses  
von 1896, der Anarchisten und Antiparlamentaristen die 
Zugehörigkeit versagte, die Abstoßung des gesamten Scheidemann‐
Flügels zur Folge haben und dadurch die Wiederbelebung des 
revolutionären Geistes herbeiführen müsse. 

Im Frühjahr 1917 hatte Kurt Eisner in München wöchentliche 
Diskussionsabende eingerichtet, bei denen er die jeweiligen aktuellen 
Ereignisse von seinem demokratisch‐pazifistischen Standpunkt aus 
erörterte und diskutieren ließ. Auf den Wunsch einiger seiner 
jugendlichen Hörer hinzugezogen, trat ich Eisner (der sich selbst 
Jaurèsist nannte und in Wirklichkeit genau die Ansichten Eduard 
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Bernsteins vertrat) in heftiger Opposition gegenüber, indem ich 
seinem demokratischen Ideal das sozialistische und seiner entente‐
chauvinistischen Kriegsparteilichkeit meinen revolutionären 
Internationalismus entgegenstellte. Zum offenen Bruch zwischen 
Eisner und mir führte unsere entgegengesetzte Stellung zur 
russischen Revolution. Eisner war in Konsequenz seiner bürgerlichen 
Mentalität ein begeisterter Lobredner Kerenskis. Die Juni‐ Offensive 
schien ihm der Beginn eines neuen (des Wilsonschen) Zeitalters. Die 
Durchfahrt der Bolschewiki durch Deutschland bedeutete ihm Verrat 
und war ihm Beweis, daß die Lenin und Trotzki Kreaturen 
Ludendorffs seien. Demgegenüber bekannte ich meine tiefe 
Abneigung gegen Kerenskis Politik, der die russische Revolution des 
Proletariats in den Dienst des westlichen Imperialismus stelle und 
revolutionäre Deserteure dem französischen und englischen 
Kapitalismus zuliebe erschießen lasse. Mein entschiedenes Eintreten 
für Eure insurrektiven Pläne und die Annahme der Bezeichnung 
»Maximalist« für mich selbst zogen mir den Zorn Eisners in einem 
Maße zu, daß mir etwa vom Dezember ab der Zutritt zu den 
Diskussionsabenden, bei denen ich mich ja nur als Gast und 
Geduldeter zu betrachten hatte, verleidet war. Als dann der 
Januarstreik ausbrach, an dem in München Eisner den stärksten 
Anteil hatte und von dem er den unmittelbaren Anstoß zur  
Revolution erhoffte, war sein erstes, daß er die Parole ausgab, mir 
dürfte in keiner Versammlung das Wort verstattet werden. Also Front 
gegen links! als Leitmotiv einer proletarischen Revolution. Diese 
Parole ist denn auch von seinen unabhängigen Trabanten getreu 
befolgt worden. Dadurch entging ich damals dem Schicksal, dem 
Eisner mit einigen seiner nächsten Genossen selbst verfiel, der 
Verhaftung. Erst einige Monate später (im April) wurde ich auf Grund 
einer damals erst in Kraft tretenden militärischen 
Ausnahmegesetzgebung in Zwangsaufenthalt nach Traunstein 
verbracht, wo ich bis Zusammenbruch der deutschen Armee 
interniert war. (Die Einrichtung der Schutzhaft hat es in Bayern so 
lange nicht gegeben, bis es – Republik war.) 

Diese Angaben persönlicher Natur schienen mir geboten, um 
Euch davon zu überzeugen, daß die Behauptung, die 
Räterepublikaner vom 6. April seien fast ausnahmslos bis zum Beginn 
der Revolution ohne politische Vergangenheit gewesen, auf mich 
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nicht zutrifft. Was insbesondere meine Sympathie mit dem 
Bolschewismus anlangt, so datiert sie, wie gezeigt, schon aus der 
Kerenskizeit. Ich hatte dann aber noch Gelegenheit, sie auch Russen 
gegenüber zu bewähren. Denn mein (verbotener) Verkehr in 
Traunstein bestand hauptsächlich im Umgang mit russischen 
Zivilinternierten, die samt und sonders Menschewiki waren und unter 
denen ich als Deutscher der einzige war, der den Bolschewismus mit 
Leidenschaft verteidigte und propagierte. 

Die Revolution in München brach zwei Tage vor der Berliner 
aus, am 7. November 1918, dem Jahrestage Eures Sieges. Ihre – im 
Sinne der politischen Wirkung – Gründlichkeit ging weit über die von 
Eisner mit dem konterrevolutionären Sozialpatrioten Auer 
verabredeten Vorsätze hinaus. Geplant war nur nach einer 
Massendemonstration die Erzwingung einer »rein demokratischen« 
Verfassung unter Beibehaltung der Monarchie und die Einsetzung 
eines »sozialistischen« oder doch von soidisant‐Sozialisten garnierten 
Kabinetts nebst den üblichen Zusagen, als Erbschaftssteuer, 
Aufhebung der 1. Kammer, Wegsteuerung der Kriegsgewinne etc. 
Erst als – einige Stunden nach Auflösung des Meetings auf der 
Theresienwiese – die Volksbewegung mächtig anschwoll, sich ihr die 
gesamte Garnison unter Sprengung der Kasernen‐Internierung 
anschloß und aus der Demonstration offensichtlich eine Revolution 
geworden war, zog Eisner daraus die Konsequenz, nachdem schon 
am Nachmittag von mir zuerst die Republik ausgerufen und zur 
Bildung von Arbeiter‐ und Soldatenräten aufgefordert war, am 
späten Abend die Wahl eines Soldaten‐ und Arbeiterrats vornehmen 
zu lassen und in der Nacht als dessen Vorsitzender im 
Landtagsgebäude die »sozialistische Republik« zu proklamieren, 
während Auer noch in derselben Nacht bei den militärischen Stellen 
fünfhundert »zuverlässige« Mannschaften anforderte, um die 
Bewegung zu unterdrücken. Diese Soldaten waren aber nicht mehr 
aufzutreiben. Da ich bis in die späte Nacht hinein Straßenagitation 
trieb, war ich bei der Bildung des Arbeiterrats nicht zugegen und 
erfuhr erst am nächsten Morgen von den Vorgängen im Landtag. 

Ich glaubte, diese kurze Darstellung geben zu sollen, um den 
besonderen Charakter des ersten Arbeiterrats, der im folgenden eine 
wichtige Rolle spielt, deutlich zu machen. Er hatte sich spontan aus 
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den am Umsturz aktiv beteiligten Proletariern in der Stärke von etwa 
fünfzig Personen konstituiert, die sich um die damals ungeheuer 
populäre Person Eisners geschart hatten. Dieser »Revolutionäre 
Arbeiterrat« war und blieb die stärkste treibende Kraft der 
bayerischen Revolution bis zum April 1919. Er gab sich eine souveräne 
Verfassung mit dem Recht des Ausschlusses unzuverlässiger 
Mitglieder und der Kooptation von Genossen aus eigener 
Machtvollkommenheit. Während Eisner am 9. November eine »rein 
sozialistische« Regierung mit sich selbst als Ministerpräsidenten und 
dem Verräter Auer als Minister des Innern formierte, schritt der  
»Revolutionäre Arbeiterrat« (diesen Namen behielt er bei) sofort zur 
praktischen Arbeit. Schon am zweiten Tag seines Bestehens machte 
er von seinem Kooptierungsrecht Gebrauch, indem er – sehr gegen 
Eisners Wunsch – mich in seine Mitte berief. Kurz darauf kooptierten 
wir Gustav Landauer, der erst nach dem Umsturz nach München 
gekommen war. Der RAR war es, der dann aus eigener Initiative die 
Bildung eines »Münchener Arbeiterrats« nach Betriebswahlen 
vornahm, desgleichen im ganzen Lande die Wahlen von 
Arbeiterräten organisierte und in Verbindung mit dem Soldaten‐ und 
Bauernrat die Schaffung einer Landesorganisation der Räte mit 
einem Zentralrat an der Spitze veranlaßte. In den Münchener 
Arbeiterrat traten wir in Stärke von fünfzig Genossen korporativ ein 
und nahmen ebenso korporativ an der ersten Tagung der 
konstituierenden Landesräteversammlung teil. Für den aus 
vierhundert Mitgliedern bestehenden Münchener Arbeiterrat stellten 
wir als erste These die Bedingung, daß ihm sozialdemokratische 
Partei‐ und Gewerkschaftsfunktionäre nicht angehören dürften, 
damit sein Charakter als Organ der Werktätigen selbst nicht 
verwischt würde. Als zur ersten öffentlichen Sitzung des Münchener 
Arbeiterrats trotzdem die Führer der reaktionären Gewerkschaften 
erschienen, beförderten wir sie im Handgemenge brachial zum Saal 
hinaus – fünfzig Mann gegen vierhundert –, und die Mehrheit fügte 
sich. 

Der revolutionäre Geist im RAR festigte sich ständig dadurch, 
daß schwankende Elemente allmählich hinausgedrängt und 
entschlossene Revolutionäre kooptiert wurden. Eisner, der formell 
immer noch Vorsitzender dieser kleinen Organisation war, sich aber 
nie als solcher betätigte (nur einmal – im Januar – wurde er direkt 
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vorgeladen, um sich wegen seiner höchst zweideutigen Politik zu 
rechtfertigen), mußte bald erkennen, daß er in diesem Organ seinen 
gefährlichsten Gegner zu fürchten hatte. Die politischen 
Programmunterscheidungen waren zu Anfang der Revolution noch 
ganz ungeklärt. Die Mitglieder des RAR  gehörten größtenteils der 
USP an. Landauer, ich und noch zwei oder drei Arbeiter waren als 
Anarchisten bei keiner Partei. Mehrere Genossen – und keineswegs 
die schlechtesten – waren formell noch Mitglieder der Scheidemann‐
Partei. Wir fragten auch niemanden, ob und wo er organisiert sei, 
sondern beurteilten alles nach den Beobachtungen, die wir mit den 
einzelnen machten. Bedingung war einfach der Wille, die Revolution 
bis zur Durchführung des Sozialismus auf der Grundlage des 
Rätegedankens weiterzutreiben. Die Kommunistische Partei 
Deutschlands existierte noch nicht. Der Spartakusbund bestand als 
linker Flügel der USP, hatte aber in Bayern keine erklärten 
Zugehörigen. 

Die erste revolutionäre proletarische Organisation gründete ich 
Ende November. Zur Orientierung teile ich das Flugblatt mit, das am 
30. November erschien und große Wirkung bei den am weitesten 
vorgeschrittenen Arbeitern hatte. Es lautete: 

 

»Revolutionäre, internationalistisch gesinnte kommunistische 

Arbeiter und Soldaten! 

Männer und Frauen! 

Nicht alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der 
Revolution einverstanden. 

Wir sind nicht zufrieden mit der Beschränkung der 
revolutionären Forderungen auf politische Angelegenheiten. 
Wir verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung 
der gegenwärtigen Volksbewegung. 

Das Ende des Weltkrieges bedeutet zusammen mit der 
Weltrevolution den Zusammenbruch des Kapitalismus. Auf 
seinen Trümmern wollen wir nicht altes zu retten suchen, 
sondern neues aufbauen. Wir blicken nicht auf den Weg, 
sondern aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution. 
Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und 
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Verwirklichung. Mit diesem Mittel wollen wir die sozialistische 
Gesellschaft  der Gerechtigkeit und Wahrheit bei uns 
durchführen, um den Brüdern der gesamten Internationale 
das Beispiel zu geben, das unsere russischen Kameraden uns 
gegeben haben. Wie sie wollen wir die Liebe zur Menschheit 
zur Richtschnur aller unserer Handlungen machen. 

Zunächst haben wir dazu aufzuklären und die Kräfte zu 
sammeln, die die Rettung der Welt in der Neubelebung einer 
radikalen und konzessionslosen, sozialistisch‐
kommunistischen Internationale erkennen. Wir rufen das 
bayerische und darüber hinaus das deutsche Volk auf, mit uns 
gemeinsam die Verbindung mit den Völkern aller Länder 
herzustellen zu dem Ende, den internationalen Kapitalismus 
und Imperialismus von Grund aus zu stürzen und die Hand‐ 
und Kopfarbeiter zu Nutznießern des eigenen Werks zu 
machen. 

Es lebe die Freiheit des Volkes! Es lebe die Revolution der 
Welt! Es lebe die sozialistische Internationale! 

Vereinigung revolutionärer Internationalisten Bayerns. 

Erich Mühsam. Jos. Merl. Hilde Kramer. F.A. Fister.« 

 

Dieser sehr allgemein gehaltene Aufruf, der auf die 
Grundforderung der Kommunisten, die Rätediktatur, noch mit 
keinem Wort eingeht und die Sympathie mit Euch Bolschewiken nur 
vorsichtig andeutet, entsprach dem revolutionären Reifegrad des 
äußersten linken Flügels, der damals in München war. Erst die 
Versammlungen, in denen wir täglich die Massen bearbeiteten, 
gaben uns die Möglichkeit, die ungeheuer fest wurzelnden Vorurteile 
gegen den Bolschewismus zu zerstreuen, den Aberglauben an die 
freiheitliche Sendung der von Eisner versprochenen 
Nationalversammlung zu zerstören, den Begriff des Kommunismus 
zu popularisieren und das revolutionäre Wollen in der Formel bewußt 
zu machen: Alle Macht den Räten!  Die »Vereinigung revolutionärer 
Internationalisten« gewann mit großer Schnelligkeit ungeheure 
Popularität bei der revolutionären Arbeiterschaft, die in ihren 
Versammlungen den Konzentrationspunkt für die Opposition fand, 



 9

welche sich nach und nach gegen Eisners bürgerlich‐demokratische 
Politik geltend machte. Ich habe die Gewißheit, daß diese 
Volkstümlichkeit wesentlich begründet war in dem von mir als Prinzip 
aufgestellten Verzicht auf parteimäßige Konstituierung. Ich pflegte 
den Arbeitern zu sagen: »Klebt Marken, wo ihr wollt und soviel ihr 
wollt, oder laßt es auch bleiben. Wir wollen hier keinen Zank um 
Organisationsfragen. Die VRI will alle sammeln, die mit dem Wunsch, 
die Revolution zum Kommunismus vorzutreiben, erfahren wollen, 
was das revolutionäre Proletariat dazu zu tun hat. Werbt für unsere 
Ideen in eurer Partei, in eurer Gewerkschaft, in eurem Betrieb, in 
eurem Privatkreis.« Eine eigentliche Mitgliedschaft gab es demnach 
gar nicht. Die Mittel zur Agitation etc. wurden durch freiwillige 
Spenden und in den Versammlungen aufgebracht. Welcher Geist in 
der kürzesten Zeit die unausgesetzte Bearbeitung des Proletariats 
lohnte, zeigte sich schon in der Nacht vom 6. zum 7. Dezember, als 
nach einer Rede, die ich gegen die Gemeinheit und die Prostitution 
der Presse gehalten hatte, die Versammlung mich förmlich zwang, 
einen Zug gegen eine besonders verhaßte klerikale Zeitung zu 
führen. Da sich uns auf dem Weg etwa tausend Soldaten 
anschlössen, gelang es, in dieser Nacht fast alle bürgerlichen 
Zeitungen Münchens zu besetzen. Der sofort von der Reaktion 
alarmierte Ministerpräsident Eisner erschien dann persönlich mit dem 
Stadtkommandanten und dem Polizeipräsidenten und hatte immer 
noch genug Ansehen, um die Aktion rückgängig machen zu können. 
Die von ihm »befreite« Presse dankte ihm dadurch, daß sie eine Hetze 
gegen ihn veranstaltete, deren Wirkung am 21. Februar seine 
Ermordung durch den Grafen Arco war. 

Die VRI fand sich täglich in engerem Kreis, der teilweise  aus 
denselben Personen bestand, die den RAR bildeten, im Nebenzimmer 
einer Wirtschaft zusammen. Dort wurde die Buchführung besorgt, 
die Flugblätter und Plakate entworfen, die Prinzipien und die zu 
befolgende Politik diskutiert. An diesen Kreis wandte sich gegen 
Ende Dezember Genosse Max Levien, um ihn zur Umbildung der VRI 
zu einer Ortsgruppe des Spartakusbundes zu bewegen. Ich 
widersetzte mich (Landauer, der auswärts wohnte und nur 
gelegentlich nach München kam, gehörte der Vereinigung nicht an). 
Einmal fürchtete ich, daß eine Parteibildung dieselben Folgen haben 
würde, die sie in Deutschland noch immer gehabt hat: die 
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Unterordnung des proletarischen Revolutionswillens unter die 
Parteiinteressen, dann aber konnte ich mich grundsätzlich nicht mit 
dem Programmpunkt des Spartakusbundes einverstanden erklären, 
der für ganz Deutschland eine einheitliche, zentralistische 
Räterepublik fordert. Bayern und ganz Süddeutschland sind erst vor 
fünfzig Jahren – nach ihrem Unabhängigkeitskrieg gegen Preußen 
1866 – dem von Preußen dirigierten Reich beigetreten. Die 
partikularistischen Strömungen sind in Bayern enorm stark, die 
Unitaritätstendenzen, die die »demokratische« Reichsregierung mit 
Unterstützung aller sozialistischen Parteien fördert, unermeßlich 
unpopulär. Ich führe die gewaltige Stärkung der Reaktion in Bayern, 
die es zur Zeit zur deutschen Vendée macht, zum starken Teil auf den 
instinktiven Abscheu der kleinbäuerlichen und zum Teil auch der 
proletarischen Bevölkerung gegen die »Verpreußung« zurück. Mit 
diesem Hinweis behielt ich auch bei der VRI Levien gegenüber recht. 
Da ich jedoch sah, daß der Anschluß an eine revolutionäre 
Parteiorganisation der drängende Wunsch der Genossen war, riet ich 
zum korporativen Anschluß an die Bremer »Internationalen 
Kommunisten«, die gleich mir die Aufrechterhaltung des 
föderalistischen Charakters Deutschlands auch für die Zukunft 
erstrebten. Der Anschluß wurde vollzogen. Ich selbst ließ mich, um 
einerseits meine Stellung als Anarchist zu betonen, anderseits meine 
vollkommene Solidarität mit  den Genossen zu bekunden, mit denen 
ich bisher denselben Weg gegangen war, als Hospitant in die 
Mitgliederliste eintragen, stellte auch meine im November wieder 
zum Leben erweckte Zeitschrift »Kain« als Publikationsorgan 
weiterhin zur Verfügung. Übrigens bestand die VRI nach wie vor 
daneben weiter. 

Anfangs Januar, nachdem durch den Austritt des 
Spartakusbundes aus der USP und seine Fusion mit den 
»Internationalen Kommunisten« die »Kommunistische Partei 
Deutschlands (Spartakusbund)« gegründet war, konstituierten sich 
unter Leitung des Genossen Levien die aus meiner Initiative (ich muß 
das im Status der Verteidigung immerhin betonen) 
zusammengeschlossenen Revolutionäre zur Münchener Ortsgruppe 
der KPD. Jetzt begann eine äußerst regsame und fruchtbare 
Tätigkeit, die von Levien und mir in engster Verbindung miteinander 
und in schönster nachbarlicher Kameradschaft organisiert wurde. 
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Viele Versammlungsplakate aus jener Zeit tragen als Einberufer die 
gemeinsame Unterschrift der KP‐Ortsgruppe und der VRI. In vielen 
Versammlungen traten Levien und ich nebeneinander als Referenten 
auf oder aber gleichzeitig in Parallelversammlungen, nachdem wir 
uns mündlich über den Inhalt unserer Referate verständigt hatten. 
Die »Vereinigung revolutionärer Internationalisten« war allmählich 
überflüssig geworden. Mir wurde die Möglichkeit zur 
propagandistischen Betätigung von der Kommunistischen Partei 
ausgiebig geboten. In zahlreichen ihrer Versammlungen wurde ich als 
ihr offizieller Redner aufgestellt, mußte oftmals für den verhinderten 
Levien einspringen und wurde auch von der Partei zu 
Werbeversammlungen außerhalb Münchens fortgeschickt. Bei der 
revolutionären Arbeiterschaft waren Levien und ich, wie ich glaube, 
gleichmäßig populär, obwohl es durchaus bekannt war, daß ich nicht 
Mitglied der Partei geworden war. 

Die rapide Revolutionierung des Münchener Proletariats war 
nach meiner Überzeugung in erster Reihe der von den Kommunisten 
und Internationalisten übereinstimmend  ausgegebenen Parole der 
Wahlabstinenz bei den bevorstehenden Wahlen zur deutschen und 
bayerischen Nationalversammlung zu danken. Die Gläubigkeit an die 
Allmacht des Parlamentarismus war von der alten Sozialdemokratie 
so sehr zum Inhalt aller Politik gemacht worden, daß mit der 
Erkenntnis der Arbeiter, daß ihre früheren Führer Betrüger waren, 
zugleich die Einsicht aufging, daß das wichtigste Organ des 
Volksbetrugs eben die Parlamente seien. Indem wir das Wesen der 
Räterepublik dem der parlamentarischen Demokratie 
gegenüberstellten, gewannen wir den besten Teil des Proletariats, 
dessen wachsender revolutionärer Wille den stärksten Ausdruck fand 
in der haßerfüllten Verwerfung der Wählerei. Eisner hatte am 8. 
November in seiner ersten Proklamation die schleunige Einberufung 
der Nationalversammlung versprochen. Die Zusage wurde bald das 
Kampfgeschrei der sich allmählich sammelnden Reaktion. Die Parole: 
für oder gegen die Nationalversammlung! bezeichnete die Grenze 
zwischen der Bourgeoisie und dem revolutionären Proletariat. Ich 
habe keinen Zweifel, daß ein Beschluß des ersten Parteitages der 
KPD, daß die Partei an den Wahlen teilzunehmen hätte, mindestens 
in München den Zerfall der Ortsgruppe gleich beim Entstehen 
bewirkt hätte. Eisner selbst, dem der bürgerliche Parlamentarismus A 
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und O seiner politischen Einstellung war, mußte dem Widerstand, zu 
dem sich ganz besonders der »Revolutionäre Arbeiterrat« 
verpflichtet fühlte (wollte doch Eisner den Räten prinzipiell nur die 
Stellung eines »Nebenparlaments« mit einigen Kontrollrechten 
zuweisen), Rechnung tragen und verlegte sich auf eine dilatorische 
Politik, indem er die Bourgeoisie auf die Heimkunft der auf dem 
Rückmarsch befindlichen Heeresteile und selbst der 
Kriegsgefangenen vertröstete. Ende Dezember jedoch erpreßte eine 
bewaffnete Demonstration rückständiger Regimenter von ihm die 
Zusage, daß die Wahlen zum 12. Januar anberaumt würden. 

Da Eisner von uns Störungen des Wahlakts und der  
Vorbereitungen dazu befürchtete, schritt er am 10. Januar 1919 zu 
einer Gewaltaktion. Er ließ in der Frühe des Tages die führenden 
Persönlichkeiten der KPD und des RAR verhaften, im ganzen zwölf 
Personen, darunter auch Levien und mich. Mit diesem Unternehmen 
holte er sich eine entscheidende Niederlage und vernichtete bei der 
radikalisierten Masse Sympathien, die ihm seiner entschlossenen und 
persönlich tapferen Haltung beim Januarstreik und bei der 
Novemberrevolution wegen überreich entgegengebracht wurden. 
Eine spontane Riesendemonstration zog vor das Ministerium des 
Auswärtigen und verlangte unsere Freigabe. Eisner wollte sie um 
keinen Preis zugeben, verweigerte sogar zuerst, mit dem Sprecher 
der Masse zu verhandeln. Schließlich erzwang sich der Matrose 
Rudolf Egelhofer, der spätere Oberkommandierende der Roten 
Armee, den Zutritt, indem er von außen am Hause emporkletterte 
und durchs Fenster in Eisners Arbeitszimmer eindrang. Angesichts 
der bedrohlichen Haltung der Menge mußte darauf Eisner unsere 
sofortige Freilassung anordnen. In der Volksversammlung, in der die 
Masse uns erwartete, wurden wir mit ungeheuren Ovationen 
empfangen. Eisner hatte verspielt. Die revolutionäre Arbeiterschaft 
sagte sich von ihm los, während die Reaktion sich längst wieder stark 
genug fühlte, um auch ihrerseits gegen den immerhin unbequemen 
Ministerpräsidenten Sturm zu laufen, um seinen Platz mit dem zu 
jeder proletarierfeindlichen Schandtat bereiten Auer zu besetzen. 

Der Haß der Bourgeoisie gegen Eisner strömte aus anderen 
Quellen als aus der Furcht vor seinem sozialistischen Radikalismus. Er 
war nationalistisch begründet. Denn Eisner hatte sich die ganze 
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Phraseologie der Entente gegen die Boches zu eigen gemacht und 
bekämpfte durchaus nicht den Kapitalismus in dem Lande, in dem er 
die Gewalt übernommen hatte, sondern den Militarismus, die 
Pressekorruption (der er gleichwohl nicht zu Leibe zu gehen wagte), 
die bürokratische Verstocktheit, die Geheimdiplomatie  und die 
Selbstgerechtigkeit, lauter Dinge, die mit Recht zu bekämpfen waren, 
auf die Eisners Angriffe aber von den orthodoxen Nationalisten als 
höchst kränkend und gefährlich empfunden wurden. Zu Eisners 
politischer Charakteristik sei angemerkt, daß er in seiner ersten 
Proklamation eine tiefe Verbeugung vor dem »großen Patrioten« 
Clemenceau exekutierte und daß er dann in völliger Konsequenz 
seines subjektiv durchaus lauteren Wilsonismus bayerische 
Dokumente zur Belastung Deutschlands in der Kriegsschuldfrage 
publizierte. Als »Sozialisten« brauchten ihn Bayerns Kapitalisten in 
keiner Weise zu fürchten. Schon in den ersten Tagen seiner 
Herrschaft hatte er eine Erklärung veröffentlicht, die die Kapitalisten 
völlig darüber beruhigte, daß es auf einen Angriff gegen ihr 
Ausbeuterinteresse abgesehen sein könnte. Eisner tat darin nämlich 
die Auffassung kund, daß an Sozialisierung nicht zu denken sei, 
solange nichts zum Sozialisieren vorhanden sei. Er stellte sich also auf 
den Standpunkt, daß der im Weltkrieg zusammengebrochene 
Kapitalismus sich erst wieder erholen und zur höchsten Blüte 
entfalten müsse, um dann mechanisch in den Sozialismus 
»hineinzuwachsen«. 

Auch sonst hätten die Bürger mit ihm zufrieden sein können. In 
einem seiner Erlasse berief er alle Offiziere und hohen Beamten, die 
das Volk vertrieben hatte, auf ihre Posten zurück. Bei der 
Bekämpfung des Bolschewismus ließ er dem Minister Auer, dem die 
Polizei unterstand, freie Hand. So erlebten wir es, daß unsere Plakate 
verboten, unsere Flugzettelverbreiter verhaftet wurden, während die 
Liga zur Bekämpfung des Bolschewismus ihre zu Pogromen 
aufreizende Propaganda ungestört betreiben konnte. Die beiden 
anderen mehrheitssozialistischen Minister gingen ihrem Kollegen 
Auer getreulich zur Hand, indem Herr Timm, dem die Justiz 
unterstellt war, die alten politischen Paragraphen des 
monarchistischen Strafgesetzbuches gegen Revolutionäre wirksam 
machte und Herr Roßhaupter, der Minister für militärische 
Angelegenheiten,  sich von den Wittelsbacher Offizieren als 
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Vollzugsorgan der Reaktion gegen die Soldatenräte mißbrauchen 
ließ. 

Nach den Wahlen, die für Eisners Partei eine katastrophale 
Niederlage, für die »Auerochsen« (so nannte ich die 
Mehrheitssozialdemokraten gern in Versammlungen) einen 
triumphalen Erfolg brachten, verschärfte sich die revolutionäre 
Gärung in den Massen gewaltig. Zwei Ereignisse trieben die 
Spannung auf die Spitze. Roßhaupter übertrug den Offizieren des 
alten Regimes wieder Rechte, die ihnen die Soldatenräte einfach 
auslieferten, und kündigte überdies an, daß er die Soldatenräte 
überhaupt aufzulösen gedenke, da sie angesichts der 
bevorstehenden Liquidierung der gesamten Heeresmacht überflüssig 
geworden seien. Eigenartigerweise fand der Militärminister bei 
diesem reaktionären Walten den stärksten Halt beim 
Landessoldatenrat selbst. Als Anfang Februar der radikale Teil des 
Münchener Arbeiterrats eine Deputation in die Tagung des 
Landessoldatenrats entsandte und durch mich die Absetzung 
Roßhaupters verlangte, wurden wir von dieser Korporation glatt 
abgewiesen. In den Kasernen jedoch und der Arbeiterschaft war die 
Spannung dieses Anschlags auf die Revolution wegen ungeheuer. 

Das andere Ereignis war die Folge einer Rede, die Genosse 
Levien, den wir inzwischen ebenfalls in den RAR kooptiert hatten, im 
Münchener Arbeiterrat gehalten hatte. Er hatte dabei zum 
entscheidenden Kampf gegen die Bourgeoisie aufgerufen, der »Auge 
in Auge, Brust an Brust« geführt werden müsse. Die Wirkung war 
seine Verhaftung auf Grund des Aufreizungsparagraphen des alten 
Strafgesetzbuches. Der RAR veranlaßte eine besondere Sitzung des 
Münchener Arbeiterrats, der einstimmig beschloß, die Freilassung 
Leviens energisch zu fordern. Eine Deputation, die sofort zum 
Staatsanwalt geschickt wurde, kam unverrichteterdinge zurück, da 
der Herr grade im Kino sei. Darauf wurde eine Deputation aus drei 
Mitgliedern des RAR gewählt, die am Tage darauf beim Justizminister 
Timm vorstellig wurde und mit Massenkundgebungen  drohen sollte 
(die Deputation bestand aus den Genossen Landauer und 
Hagemeister und mir). Herr Timm verschanzte sich hinter seinen 
Staatsanwalt, der sein Untergebener war, und gab keine Zusage, 
entließ aber am Nachmittage desselben Tages trotzdem Levien aus 
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der Haft, da er einsehen mußte, daß die Folgen seiner Weigerung für 
ihn und das ganze Kabinett Eisner bedrohlich werden mußten. 

Dies war am 9. Februar, einem denkwürdigen Tage der 
bayerischen Revolution. Für den Abend war wieder der Münchener 
Arbeiterrat im Deutschen Theater zusammenberufen. Am 
Nachmittag vorher beriet in den Räumendes Reichsrats im 
Landtagsgebäude der RAR die Lage und beschloß, den Münchener 
Arbeiterrat zur Veranstaltung einer Riesendemonstration 
aufzufordern. Während dieser Verhandlungen betrat Genosse Levien, 
direkt vom Gefängnis kommend, das Sitzungszimmer. Es wurde jetzt 
auf Landauers Anregung hin beschlossen, daß wir in geschlossenem 
Zuge mit der roten Fahne zum Deutschen Theater marschieren und in 
den Saal, wo der Münchener Arbeiterrat versammelt war, einziehen 
sollten. Das geschah. Wegen der Bedeutung der Sitzung – handelte 
es sich doch um die Verteidigung des Grundrechts der freien 
Meinungsäußerung – waren die Vertrauensleute der Münchener 
Betriebe eingeladen worden, der Sitzung des Arbeiterrats 
beizuwohnen. Sie füllten die Tribünen des Erdgeschosses und des 
ersten Stockwerks, während die Galerie im zweiten Stock dicht 
besetzt war von Kommunisten. Als der »Revolutionäre Arbeiterrat«, 
Levien unter der roten Fahne an der Spitze, in geschlossenem Zuge in 
den Saal einrückte, brach auf den Tribünen frenetischer Jubel los. Die 
Sitzung selbst verlief äußerst dramatisch. Levien hielt eine zündende 
Rede, in der er betonte, daß man ihn zwar aus Angst vor der Wut des 
Proletariats jetzt freigelassen habe, daß aber das Strafverfahren 
gegen ihn weitergeführt werde. Währenddem zeigten mir zwei 
Genossen Vorladungen vor den Untersuchungsrichter als Zeugen in 
einer Strafsache  gegen mich, aus denen hervorging, daß die 
Regierung jetzt nach zwei Monaten noch wegen der Besetzung der 
Zeitungen am 6. Dezember einen Landfriedensbruchs‐Prozeß 
inszenieren wollte. Ich teilte das der Versammlung mit, und nun 
wurde stürmisch eine Demonstration verlangt, die die Zusicherung 
von der Regierung erzwingen sollte, die alten politischen 
Strafbestimmungen unter keinen Umständen gegen Revolutionäre 
anzuwenden. Die Debatte über die Demonstration verlief sehr erregt, 
und als wir Radikalen verlangten, daß zugleich die Abdankung Auers, 
Timms und Roßhaupters sowie die Nichteinberufung der 
Nationalversammlung verlangt werden sollte, entstand ein Tumult, 
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bei dem die Sozialdemokraten, die die große Mehrheit des 
Münchener Arbeiterrats bildeten, unter Protest den Saal verließen. In 
diesem Moment sprang Landauer auf den Vorstandstisch und 
forderte die Vertrauensleute der Betriebe auf, als die wahren 
Vertreter des Proletariats sogleich die freigewordenen Sitze 
einzunehmen. Unter dem brausenden Beifall der Tribünen und 
während ich am Rednerpult die rote Fahne schwenkte, vollzog sich 
die Umgruppierung. Darauf wurde der einmütige Beschluß gefaßt, 
die Demonstration am 16. Februar stattfinden zu lassen. Sie sollte als 
positive Forderung die Nichtanwendung der politischen Paragraphen 
durchsetzen und im übrigen die revolutionäre Entschlossenheit des 
Proletariats der Regierung und dem ganzen Volk vor Augen führen. 

In diesen Tagen trat in München zum ersten Mal der allgemeine 
bayerische Rätekongreß zusammen, dessen Hauptaufgabe war, 
seine Kompetenzen gegen den zum 21. Februar zusammenberufenen 
Landtag festzulegen. Der RAR war durch zehn Mitglieder in diesem 
Kongreß vertreten, zu denen auch ich gehörte. Eisner war gerade 
vom Berner Sozialistenkongreß zurückgekehrt, wo er den 
Sozialverrätern der Ententeländer eine Reu und Bittrede für die 
Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund und in seine sozialistische 
Dependance, die Zweite Internationale, gehalten hatte. Mit dieser 
Rede hatte er sich zwar die Gunst  Renaudels und seiner Genossen 
erworben, aber den Haß der deutschen Nationalisten in einem Maße 
zugezogen, daß sein Leben verwirkt war. Die reaktionäre Presse, 
deren »Freiheit« er trotz unserer immer wiederholten Warnungen 
unangetastet ließ, beschuldigte ihn verleumderischerweise, die 
Franzosen in der Zurückhaltung der deutschen Kriegsgefangenen 
bestärkt zu haben (das Gegenteil war der Fall), und in Studenten‐ und 
Offizierskreisen wurde offen zu seiner Ermordung aufgefordert. 
Während der Zeit seiner Abwesenheit war aber auch innerhalb seines 
eigenen Kabinetts eine raffinierte Intrige gegen ihn angesponnen 
worden. Kaum von Bern zurückgekehrt, kam Eisner dahinter, daß 
seine von ihm auf ihre Posten berufenen rechtssozialistischen 
Amtskollegen Auer und Roßhaupter bereits eine neue Ministerliste 
fertig hatten, in der Auer das Präsidium führte, Eisner aber und seine 
beiden unabhängigen Helfer, der Minister für soziale Fürsorge 
Unterleitner und der Finanzminister Jaffé (der weitaus fähigste Kopf 
des Kabinetts Eisner), ausgeschifft waren. Im Rätekongreß deckte 
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Eisner diese Machenschaften unter starken Ausfällen gegen seinen 
anwesenden Ministerkollegen Roßhaupter öffentlich auf, stellte sich 
aber am nächsten Tage, nach einer Ministerrats Sitzung, in der das 
Kabinett beschlossen hatte zusammenzubleiben, nachdem Landauer 
Roßhaupter als »Noske‐Affen« bezeichnet hatte, wieder schützend 
vor diesen »seinen Freund«, was ich zum Anlaß nahm, die Beseitigung 
des ganzen Ministeriums und seine Ersetzung durch eine 
revolutionäre Körperschaft zu verlangen. Der »Revolutionäre 
Arbeiterrat« betrieb inzwischen mit großem Eifer die Vorbereitungen 
für die Demonstration in dem Bestreben, ihr einen unzweideutigen 
revolutionären Charakter zu geben. Es war nämlich bekannt 
geworden, daß die Rechtssozialisten sich beteiligen wollten, um für 
»Demokratie«, »Ruhe und Ordnung« und Parlament Stimmung zu 
machen. Die Partei‐ und Gewerkschaftsführer sahen jedoch 
rechtzeitig ein, daß die Stimmung der Massen gegen sie war, und die 
»Auerochsen«  wurden kommandiert, zu Hause zu bleiben. Eisner 
dagegen, der, solange es ging, versucht hatte, die ganze 
Kundgebung zu vereiteln, sah, daß seine Autorität beim Proletariat 
erschüttert war, und entschloß sich, um seiner revolutionären 
Tendenz die Spitze abzubrechen, sich selbst als Spitze dem Umzug 
voranzustellen. Damit wollte er zwei Vorteile auf einmal erzielen: 
erstens aus der Protestaktion gegen seine Regierung eine 
Vertrauenskundgebung für sich selbst zu machen, zweitens – 
angesichts der Treibereien seiner rechtssozialistischen 
Kabinettsgefährten gegen ihn – seine Popularität bei den Massen zu 
festigen, um für den Fall seines Sturzes, der nach dem Ausfall der 
Wahlen binnen kurzem zu erwarten stand, Anschluß bei der radikalen 
Opposition zu finden. 

Eisners Absichten mißlangen in jeder Hinsicht. Als sich am 16. 
Februar die Massen zu einer Demonstration auf der Theresienwiese 
sammelten, wie sie München nie gesehen hatte, erschien er 
allerdings im offenen Auto. Die Ovationen, die er erwartete, blieben 
jedoch aus, und er konnte den Geist, der das Proletariat erfüllte, an 
den Aufschriften der Plakate erkennen, die der RAR verteilte und um 
die sich die Männer und Frauen scharten. Einige dieser Aufschriften 
mögen zeigen, unter was für Parolen der Zug sich in Bewegung 
setzte – und die Rufe der Menge, ihr Gesang und ihr Verhalten 
bewies, daß sie die roten Fahnen, die massenhaft mitgetragen 
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wurden, nur unter diesen Parolen als ihr Symbol betrachteten. Da las 
man: 

 

»Gedenkt Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs!« 

»Alle Macht den A.‐, B.‐ und S.‐Räten!« 

»Das souveräne Volk läßt sich von keinem Staatsanwalt seine 
Revolution verbieten!« 

»Hoch Lenin und Trotzki!« 

»Laßt Euch durch Schwätzer nicht vertreten, 

Selbst herrscht das Volk in seinen Räten!« 

»Die Arbeiter‐ und Soldatenräte tanzen nicht nach der 
Landtagsflöte!« 

 »Arbeiterblut ist genug geflossen – 

Entwaffnet die weißen Garden, Genossen!« 

»Acht Tage noch so weiter leiern, und Bluthund Noske schießt 
in Bayern!« 

»Nieder die Diktatur des Kapitalismus! 

Hoch die Diktatur des Sozialismus!« 

 

Von den öffentlichen Gebäuden in ganz München wehten die 
roten Fahnen, ebenso von vielen Privathäusern, an denen der Zug 
vorbeikam. Es mögen etwa 15000 Personen daran teilgenommen 
haben. Die Sektionen der KPD bildeten allein einen ganzen Zug. 
Mehrere Regimenter der Münchener Garnison stellten geschlossene 
Formationen. Die Schwerverwundeten wurden in Wagen 
mitgefahren. Viele Mitglieder des Rätekongresses beteiligten sich, 
diverse Betriebe waren durch Abordnungen vertreten. Der 
»Revolutionäre Arbeiterrat« als Organisator des Ganzen trug ein 
mächtiges revolutionäres Emblem vor sich her und wurde stürmisch 
begrüßt. Eisner aber fuhr an der Spitze dieses gegen seine eigene 
Politik demonstrierenden Zuges und kam sich dabei selbst so 
deplaciert vor, daß er auf halbem Wege sein Auto schwenken ließ 
und dann mit dem Minister Unterleitner und Jaffé im Deutschen 
Theater die Abordnung der Massen erwartete, als deren Sprecher 
Landauer die Forderungen des Proletariats vortrug. Der Zug 
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durchzog inzwischen unter gewaltigen Hochrufen auf Sowjetrußland 
und den Bolschewismus und Flüchen auf Noske, Auer, Scheidemann, 
Roßhaupter, die Presse und die Bourgeoisie die Hauptstraßen der 
Stadt. Vor dem Kriegsministerium, aus dem riesige rote Fahnen 
herabhingen, ertönten besonders von den Soldaten wilde Rufe: 
Nieder mit Roßhaupter!, die aus den Fenstern seines eigenen 
Ministeriums lebhaftes Echo fanden. Am Spätnachmittag traf der Zug 
wieder auf der Theresienwiese ein, wohin der Bescheid auf die 
Forderungen gebracht werden sollte. Eisner hatte zugesagt, daß die 
Strafverfolgungen gegen Levien und mich eingestellt würden und 
daß er sich  im Ministerrat für die Ausschaltung der politischen 
Paragraphen aus dem Strafgesetzbuch einsetzen wolle. Der positive 
Ertrag der Demonstration war also dürftig, und die Masse zeigte 
Lust, sich nicht damit zufriedenzugeben, sondern vor Eisners 
Ministerium zu ziehen. Nach einer kurzen Besprechung einiger 
Mitglieder des RAR und der KPD kamen wir indessen überein, die 
Demonstration in Anbetracht der eingebrochenen Dunkelheit und 
um den ungeheuren Eindruck, den die passive und bürgerliche 
Bevölkerung zweifellos von der Kundgebung empfangen hatte, nicht 
durch eine in ihrem Ausgange sehr zweifelhafte Fortsetzung zu 
vermindern, zum Heimgehen aufzufordern. Levien und ich hielten die 
Schlußansprachen, in denen wir die Notwendigkeit betonten, den 
Kampf gegen die Regierung Eisner fortzusetzen, und Hochs auf die 
proletarische Weltrevolution ausbrachten. 

Der Rätekongreß beendete in den nächsten Tagen seine 
Arbeiten, die darin bestanden, dem Landtag, der am 21. Februar im 
selben Saal zusammentreten sollte, alle seine Befugnisse zu 
übertragen. Auf eine Anzapfung unserer Genossen, welche Aufgaben 
er denn eigentlich den Arbeiterräten zuweisen wolle, erwiderte 
Eisner (das war, wenn ich mich nicht täusche, am 18. Februar, dem 
letzten Tage, an dem ich ihn sah), er wolle alle öffentlichen 
Wirtschaften zwingen, fortan einen einheitlichen Speisezettel zu 
führen, und dem Arbeiterrat die Kontrolle der Durchführung 
überlassen. Ich erwiderte ihm, daß ich mich schon jetzt auf die Menüs 
im Nebenzimmer des Regina‐Palast‐Hotels freue, daß wir 
Revolutionäre jedoch vom Ministerpräsidenten andere Maßnahmen 
verlangten, um das wirtschaftliche Leben Bayerns zu heben, als 
derartige Spaße, und erhob unter dem Beifall der Tribüne die 
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Forderung, Eisner solle sofort ohne Rücksicht auf Berlin die 
diplomatischen Beziehungen zu Sowjetrußland aufnehmen, um auf 
diese Weise womöglich auch zu wirtschaftlichen Beziehungen zu 
gelangen. Hierauf gab Eisner keine Antwort. Ich führe die Episode 
aber an, um zu zeigen,  welcher Horizont damals den Blick eines 
führenden und zu riesigem Einfluß gelangten unabhängigen 
Sozialisten umgab. Sein Streben war von Anfang an darauf gerichtet, 
den Einfluß der Räte immer mehr einzuschränken und ihre Tätigkeit 
zu völliger Bedeutungslosigkeit zu verurteilen. Seine Stellung 
Sowjetrußland gegenüber hatte sich seit der Kerenskizeit in nichts 
geändert. Bei der schon erwähnten Vorladung vor den RAR im 
Januar, bei der ich als Sprecher gewählt war, hatte ich Eisner auch die 
bestimmt formulierte Frage vorgelegt, wie er sich das künftige 
Verhältnis seiner Regierung zu Rußland denke. Die Antwort lautete 
wörtlich: »Ich unterhalte keine Beziehungen zu einer Regierung, die 
mit Millionen arbeitet.« Übrigens werdet Ihr, russische Genossen, ja 
durch den Genossen Towia Axelrod erfahren haben, wie Eisner 
seinen Haß gegen die Bolschewiki an ihm ausließ. 

Der Rätekongreß tagte noch bis zum 20. Februar. Da ich der 
Überzeugung war, daß irgendwie Bedeutungsvolles bei den 
Beratungen nicht mehr zutage gefördert werden könne, da 
außerdem die revolutionären Organisationen den Beschluß gefaßt 
hatten, den Landtag vorerst ungestört zusammentreten zu lassen, 
reiste ich am 19. Februar zu einer Agitationsreise nach Baden ab, 
wohin mich die Spartakisten in Mannheim und Heidelberg eingeladen 
hatten. An diesem 19. Februar wagte die Reaktion zum ersten Male 
eine offene Gewaltaktion gegen die Revolution, indem eine Anzahl 
eigens von Norddeutschland herbeigerufener Matrosen, angeblich 
»zum Schutz des Landtages«, einen Putsch gegen den Rätekongreß 
unternahmen, um das Landtagsgebäude zu besetzen. Der Anschlag 
wurde verhindert. Es besteht sehr viel Ursache zu der Annahme, daß 
der eigentliche Veranlasser dieses Unternehmens kein anderer war 
als der rechtssozialistische Minister des Innern Auer. Über den 
Verlauf dieser Aktion im einzelnen gehe ich hinweg, da ich Wert 
darauf lege, in diesem Zusammenhange nur Dinge zu schildern, für 
die ich als Beteiligter oder Augenzeuge persönlich einstehen kann. 
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 Am 21. Februar erfuhr ich in Mannheim von der Ermordung 
Eisners und unterbrach infolgedessen die Agitationsreise, konnte 
jedoch infolge der Störung des Eisenbahnverkehrs und da bei der 
Verwirrung in München auch kein Telefonanschluß zu erreichen war, 
durch den ich ein Auto oder Flugzeug hätte erhalten können, erst in 
der Frühe des 24. Februar dort eintreffen. Leider war auch Landauer 
während der Katastrophe von München abwesend gewesen, so daß 
unser Einfluß bei der Ergreifung der ersten Initiative nicht mehr zur 
Geltung kam. – Die Kenntnis der tatsächlichen Ereignisse setze ich 
voraus. Doch werden ein paar erklärende Hinweise willkommen sein. 
Eisner wurde bekanntlich auf dem Wege von seiner Amtswohnung 
zum Landtagsgebäude erschossen, als er – wie dann bekannt wurde 
– eben im Begriff war abzudanken und seine ganze Macht dem 
gegenrevolutionären Parlament auszuliefern. Übrigens war das 
Attentat nicht die selbständige Tat des Mörders Arco, wie er 
behauptet und vom Gericht als erwiesen angenommen wurde, 
sondern die Teilhandlung eines umfänglichen Komplotts, dem außer 
Eisner noch Landauer, Levien und ich zum Opfer fallen sollten. Am 
Tage vor der Tat war nämlich ein Soldat bei meiner Frau gewesen, um 
zu warnen. Er habe als Ordonnanz in einer Offiziersmesse gehört, 
daß morgen (also am 21. Februar) zu mir ein Offizier in einfacher 
Soldatenuniform kommen solle, der gewiß nichts Gutes im Schilde 
führe. Dasselbe sei gegen Landauer und Levien geplant (von Eisner 
sprach der Mann nicht, nannte aber den Namen des Offiziers, der 
mich besuchen wolle). Da – wie die Verschwörer wohl erfahren 
haben werden – Landauer und ich verreist waren, Levien aber keine 
ständige Wohnung hatte und immer sehr schwer zu finden war, 
unterblieben weitere Anschläge. In der Tat vermochte die 
beschränkte Sippe, der der Graf Arco angehörte, gar nicht zwischen 
den grundsätzlich feindseligen Tendenzen zu unterscheiden, die 
Eisner von uns Kommunisten trennten. Das zeigte sich in dem Prozeß 
gegen den Mörder, als er Eisner und mich wiederholt in  einem 
Atemzuge nannte, in der Meinung, daß wir völlig einige Genossen 
gewesen wären. Somit charakterisierte sich der Mord als ein gegen 
die proletarische Revolution selbst gerichtetes Unternehmen, die 
eben Eisner durch seinen Tod vor dem Untergang, dem er sie 
auszuliefern im Begriffe stand, rettete. 
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Als Attentat auf die Revolution wurde die Bluttat denn auch 
vom Proletariat bewertet, und es war nur natürlich, daß im 
Augenblick nach seiner Ermordung sich alle Sympathien Eisner 
wieder zuwandten. Er war mit seinem Tode zum Symbol der 
bayerischen Revolution geworden, und der Drang nach Rache war 
am stärksten gerade bei den Kämpfern des Proletariats, die bisher 
Eisners Politik auf das erbittertste bekämpft hatten. Es war auch 
natürlich, daß sich dieser Drang im ersten Augenblick gegen das 
Parlament als solches wandte und ganz besonders gegen den 
Minister Auer. Daß Auer Eisner stürzen wollte, war allgemein 
bekannt, ebenso, daß er sich dazu der Unterstützung der gesamten 
Bourgeoisie versichert hatte. Es war ihm nachgewiesen worden, daß 
er in seiner Eigenschaft als Minister des Innern die Bewaffnung des 
reaktionärsten Teils der Bauernschaft veranlaßt und organisiert 
hatte; ja er hatte in Gemeinschaft mit dem gleichfalls 
sozialdemokratischen Justizminister Timm an erster Stelle einen 
Aufruf unterzeichnet, der zur Bildung einer »Bürgerwehr«, also einer 
weißen Garde gegen das Proletariat, aufforderte. Der Verdacht, daß 
auch die Ermordnung Eisners auf sein Konto zu setzen sei, war 
wahrscheinlich falsch, aber durchaus verständlich. Ein 
(wirkungsloser) Revolveranschlag, der schon am 26. Dezember auf 
mich verübt war, lief meiner festen Überzeugung nach auf Auers 
Einfluß zurück, und daß diesem »Sozialisten« kein Mittel zu gemein 
war, um es gegen Revolutionäre zu gebrauchen, zeigte sich später im 
Prozeß gegen den Genossen Lindner, als sich herausstellte, daß eine 
Oberleutnantsgattin, die mich mehrmals mit ihrem Besuch beehrte, 
als Spitzelin Auers bei mir gewesen war. Lindner, der vom ersten 
Revolutionstage an  Mitglied des RAR war, war ein ganz 
unkomplizierter, aber durchaus zuverlässiger, dem Kommunismus 
wahrhaft ergebener Proletarier und ein sehr leicht erregbarer 
Mensch. Sein Eindringen in die Sitzung der Landtagsabgeordneten, 
die eben scheinheilig die Mordtat an Eisner verurteilten, und die 
Schüsse, die er auf Auer abgab, waren einfach die 
Reflexbewegungen der Revolution auf die vorbedachte Gewalt der 
Konterrevolution. Es ist bezeichnend, daß man Lindners Tat vor dem 
Klassengericht als aus ehrloser Gesinnung entflossen bewertete, 
während der überlegte und von hinten her verübte Mord des Grafen 
Arco ausdrücklich als aus ehrenvollen Motiven stammend anerkannt 
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wurde. Genosse Lindner sitzt im Zuchthaus, während Arco zur 
Festungshaft begnadigt wurde, die er unter wesentlich 
angenehmeren Bedingungen verbüßt als wir Revolutionäre, für die 
ein ganz neuer Vollzug dieser Strafe erfunden worden ist. 

Als ich am 24. Februar in München wieder eintraf, hoffte ich, 
daß der »Revolutionäre Arbeiterrat« als solcher die Regierung 
provisorisch übernommen hätte, bis auf Grund neuer revolutionärer 
Betriebswahlen ein neuer Rätekongreß die Geschicke des von seinem 
feige auseinandergelaufenen Parlament im Stich gelassenen Landes 
weiter beschließen würde. In der Tat hatte der RAR zuerst völlig das 
Richtige getan: er hatte den Belagerungszustand über ganz Bayern 
verhängt, den Generalstreik proklamiert, die Zeitungen besetzen 
lassen, die dann unter schärfster Zensur erscheinen durften, und 
betrieb die Bewaffnung der Arbeiterschaft. Leider aber hatte er es 
unterlassen, den alten Zentralrat aufzulösen, diesem da durch freie 
Hand gelassen, den früheren Rätekongreß beschleunigt wieder 
einzuberufen. So hatten wir im Grunde wieder, was wir gehabt 
hatten: einen Arbeiter‐, Bauern‐ und Soldatenräte‐Kongreß, der zwar 
diesmal, da das Ministerium nicht mehr existierte, die einzige 
souveräne Macht des Landes darstellte, der aber bei der 
Präponderanz der Mehrheitssozialisten im Zentralrat und im Kongreß 
sich selbst nur  als Platzhalter des bürgerlichen Parlaments und der 
von diesem einzusetzenden Regierung empfand. 

Eisners Bestattung gestaltete sich zu einer ungeheuren, über 
das ganze Land greifenden revolutionären Demonstration. In allen 
Städten und Orten Bayerns mußten die Kirchenglocken geläutet 
werden und fanden Umzüge statt, an denen die Bourgeoisie in feiger 
Angst teilnahm. In München selbst bewegte sich ein endloser Zug mit 
roten Fahnen und Kranzschleifen von der Theresienwiese zum 
Ostfriedhof, wo die Trauerfeier und die Verbrennung stattfand. Die 
USP hatte von Berlin eine Abordnung entsandt, der Luise Zietz sowie 
Haase, Kautsky und Barth angehörten. Die drei ehemaligen 
Angehörigen der Regierung Scheidemann reisten unglücklicherweise 
nicht mit Frau Zietz nach Berlin zurück, sondern hielten es für nötig, 
ihre Weisheit noch befruchtend in den bayerischen Rätekongreß zu 
ergießen. Sie legten mit ihrer Tätigkeit den Keim zu allem Unglück, 
das kurz nach her entstand. 
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Der Rätekongreß erwies sich erst jetzt, wo er die ganze 
gesetzgebende Macht Bayerns repräsentierte, als das gänzlich 
hilflose und unentschlossene Gebilde, das nirgends Hand anzulegen, 
nirgends seinen Beschlüssen Nachdruck zu geben wagte. Ein Beispiel 
mag illustrieren, wie der Kongreß seine Macht gebrauchte. Seit 
November hatte sich als Bahnhofskommandant ein gewisser 
Aschenbrenner etabliert, der mit seiner Abteilung der dem 
Stadtkommandanten Dürr (Mehrheitssozialist) unterstellten 
»Republikanischen Schutztruppe« am Bahnhof ein wahres 
Schreckensregiment eingerichtet hatte. Er ließ kommunistische 
Flugblattverbreiter festnehmen, die dann unter dem Vorwand, sie 
hätten geplündert, furchtbar geprügelt wurden. Diese Tätigkeit 
setzte er nach der Ermordung Eisners ungestört fort. Zwei junge 
Leute, die auf der Bahnhofswache mißhandelt waren, wurden dem 
Kongreß vorgeführt. Sie entblößten den Oberkörper und zeigten ihre 
Wunden und Striemen. Darauf wurde eine Deputation zu 
Aschenbrenner geschickt. Sie kehrte zurück, und ihr  Sprecher, 
Genosse Dr. Wadler, brachte eines der Marterinstrumente mit, einen 
Peitschenstumpf, dessen bloßgelegtes inneres Drahtgestell zum 
Schlagen benutzt wurde. Die Empörung des Kongresses war 
ungeheuer. Die Entfernung Aschenbrenners von seinem Posten 
wurde beschlossen. Der Zentralrat, der den Beschluß auszuführen 
hatte, zeigte sich aber dazu außerstande. Aschenbrenner gab die 
freche Antwort, man möge ihn von seinem Posten wegholen. Er 
blieb. Wer im Rätekongreß wußte, wohin gesteuert werden sollte, 
waren die Auerochsen, die mit allen Mitteln versuchten, »Ruhe und 
Ordnung«, das heißt also eine »rechtmäßige« demokratische 
Regierung, in der sie dominierten, wiederherzustellen, und auf der 
anderen Seite die wenigen Radikalen; das waren wir zehn Vertreter 
des RAR und die Vertreter der Arbeitslosen und der demobilisierten 
Soldaten, die ihre Vertretung im Kongreß erzwungen hatten. Unsere 
zahlenmäßig äußerst schwache Position wurde stark gestützt durch 
die Tribüne, die unsere Reden mit kräftigen Zurufen ermunterte, und 
durch die Straße, das heißt durch permanent tagendemeist von den 
Arbeitslosen organisierte – Versammlungen, die den Kongreß fast 
täglich durch Delegationen erschreckte, die äußerst präzise 
revolutionäre Forderungen stellten. Im Saale selbst fanden wir noch 
Unterstützung bei einem Teil der Unabhängigen und einer 
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Minderheit der Bauernräte. Den entscheidenden Kern der 
Versammlung bildete die aus kompromißlerischen Unabhängigen 
und widerstrebend revolutionären Bauern zusammengesetzte 
Mehrheit. Die Soldatenräte waren größtenteils ganz reaktionär. 

Wohin unsere Forderungen in Übereinstimmung mit den täglich 
versammelten revolutionären Proletariern zielten, werden diese 
Sätze erhellen, die ich dem nach Eisners Ermordung von mir im 
»Kain« veröffentlichten Artikel entnehme: »Jetzt aber darf es kein 
Zurück mehr geben. Jetzt gilt es der Gegenrevolution den Hals 
zuzudrücken, daß sie nie wieder zu Atem kommen darf. Man 
proklamiere sofort die Räterepublik, die kein Paktieren  mit dem 
bürgerlichen Parlamentarismus mehr kennt. Man lasse die 
kapitalistisch monopolisierte ›Freiheit‹ der Presse nicht wieder zur 
Seelenvergiftung und Mordanstiftung zu. Man unterbinde die 
Offiziers‐ und Studentenverschwörungen mit den radikalsten Mitteln 
der Volksdiktatur. Man expropriiere den Großgrundbesitz, entrechte 
das rententragende Kapital, beginne mit sozialistischer Arbeit in 
Stadt‐ und Landgemeinden und scheue dabei nicht zurück vor der 
revolutionären Dekretierung weltstürzender Neuerungen. Man 
vertreibe alle verantwortlichen Persönlichkeiten des alten Systems 
von ihren Posten, pfeife auf den Bannfluch von Weimar und verbinde 
sich schnellstens mit den natürlichen Verbündeten der sozialistischen 
Revolution, mit den herrlichen Vorkämpfern der Weltbefreiung in 
Rußland ...« 

Räterepublik! Das war vom Tage des Todes Eisners an der 
Refrain aller Kundgebungen. Ein stürmisches Verlangen nach ihrer 
sofortigen Ausrufung machte sich im Proletariat geltend, und die 
Kommunistische Partei insbesondere erhob diese Massenforderung 
zu ihrer eigenen. Es wird aufgefallen sein, daß hier von der KPD im 
allgemeinen wenig die Rede war. In der Tat hatte die Partei bisher 
ihre Tätigkeit ganz auf Agitation unter den Massen und Organisation 
in den eigenen Reihen beschränkt. Der Haß, der ihr dabei den Namen 
»Spartakisten« bei der Bourgeoisie zuzog, bewies, daß diese Arbeit 
fruchtbar war. Zu eigenem Handeln war die Ortsgruppe aber 
jedenfalls noch zu schwach. Politisches Eingreifen überließ sie daher 
stets dem RAR, dem ja Levien angehörte und der mindestens zur 
Hälfte aus Parteikommunisten bestand. Durch den RAR war demnach 
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die Partei auch im Rätekongreß vertreten. Außerdem gehörten einige 
Delegierte der Arbeiterräte aus den Landbezirken der KPD an, ohne 
sich jedoch im Kongreß als Fraktion zusammenzuschließen. 

Das Drängen nach schleuniger Ausrufung der Räterepublik war 
um so verständlicher, als allerlei reaktionäre Machenschaften gleich 
wieder bemerkbar wurden, die es  dem Proletariat nötig erscheinen 
ließen, die Macht selbst zu übernehmen. Zunächst war da die 
Sabotage der Bewaffnung des Proletariats. Dem 
Stadtkommandanten Dürr war aufgegeben, die Austeilung von 
Gewehren nach Betrieben zu veranlassen. Er tat fast nichts in dieser 
Sache, und die wenigen Waffen, die verteilt wurden, gerieten in die 
Hände ausgesuchter Mehrheitler, so daß die Gefahr entstand, die 
Verfügung über die Waffen werde schließlich bei den reaktionären 
Gewerkschaftsführern sein. Hierzu kam, daß der Zentralrat sich gleich 
nach Eisners Tod erweiterte, indem von der sozialdemokratischen 
Mehrheitspartei zwei Funktionäre der Gewerkschaften hinein 
entsandt wurden. Der RAR delegierte daraufhin auch seinerseits zwei 
Genossen in den Zentralrat: Levien und Hagemeister, die jedoch 
gleich wieder austreten mußten, da sich der Zentralrat unter dem 
Einfluß der Rechtssozialisten auf ein höchst zweideutiges Programm 
verpflichtete. Die Hauptsache aber, die das Mißtrauen des 
Proletariats auf den Höhepunkt trieb, war die geheimnisvolle 
Tätigkeit der drei Berliner Unabhängigen. Eines Tages erschien Emil 
Barth auf der Rednertribüne des Rätekongresses und redete von der 
Notwendigkeit, sich wieder eine richtige Staatsordnung zu geben. Er 
kam dann auch als Gast in die Sitzung des RAR und wollte uns 
bewegen, doch von dem blödsinnigen Gedanken einer Räterepublik 
abzukommen. Man müsse diplomatisch vorgehen, dann erreiche 
man viel mehr und so weiter. Ich trat ihm sehr energisch entgegen, 
und er holte sich bei den Genossen des RAR die gründlichste Abfuhr. 
Inzwischen aber merkte man, daß hinter den Kulissen allerlei 
Schiebungen vor sich gingen. Die Sitzung des Rätekongresses mußte 
unterbrochen werden, da die USP eine wichtige Besprechung habe, 
und es wurde ruchbar, daß an dieser Besprechung die Herren Haase, 
Kautsky und Barth teilnahmen. Dann fand auch noch eine 
gemeinsame Konferenz der USP mit den Rechtssozialisten statt. Es 
war klar, daß eine Überraschung geplant war. 
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Die kommunistische Agitation für die Räterepublik  hatte 
inzwischen die Konterrevolution überaus nervös gemacht. Am 27. 
Februar wurden von Flugzeugen Zettel über München abgeworfen, 
die die Unterschriften des Nürnberger Stadtkommandanten 
Schneppenhorst und Dr. Ewingers, des späteren Diktators 
Oberbayerns, trugen und besonders gegen Levien und mich 
scharfmachten. An diesem selben Tage trug sich dann ein Ereignis zu, 
das das Proletariat im äußersten Maße erregte. Während der Sitzung 
des Rätekongresses drangen plötzlich die Führer der 
»Republikanischen Schutztruppe« mit geschwungenen Pistolen und 
unter dem Ruf: »Hände hoch!« in den Saal. Levien und ich wurden 
herausgezerrt und unter Mißhandlungen die Treppe 
heruntergestoßen. Ebenso wurde dann noch Landauer, der eben das 
Haus betrat, festgenommen und ferner noch Dr. Wadler, der 
Vertreter der Arbeitslosen Cronauer und der Delegierte der 
demobilisierten Soldaten Markus Reichert von der KPD. Wir sollten, 
wie dann bekannt wurde, verschleppt werden und als Geiseln für 
etwaige Aktionen des Proletariats dienen. Daß dieser Plan nicht zur 
Ausführung kam, dankten wir hauptsächlich dem Beistand der das 
Landtagsgebäude schützenden Abteilung der »Republikanischen 
Schutztruppe«, die von jeher vorzüglichen revolutionären Geist 
gezeigt hatte – das lag an der ständigen Berührung mit dem im 
Landtagsgebäude tagenden RAR – und sich nun anschickte, uns 
gegen die Gewalt ihrer Kameraden von den anderen Abteilungen der 
RS mit den Waffen zu verteidigen. Als die Situation aufs äußerste 
bedrohlich geworden war und ein Kampf unvermeidlich schien – 
schon waren Maschinengewehre in Stellung gebracht –, kam vom 
Stadtkommandanten Gegenorder, und wir waren frei. 

Der RAR beschloß jetzt im Einverständnis mit der KPD, den 
Rätekongreß vor eine Entscheidung zu stellen, und ich erhielt den 
Auftrag, am nächsten Tag den Antrag einzubringen, Bayern zur 
Räterepublik auszurufen. Der Kongreß sollte also aus dem 
Provisorium ein Definitivum machen, zugleich sollte das Proletariat 
selbst in Aktion  treten, die Waffen nehmen, die Ämter säubern, 
Betriebsräte neu wählen und das Sowjetsystem unter proletarischer 
Diktatur verwirklichen. Ich begründete den Antrag (am 28. Februar), 
der dann zur namentlichen Abstimmung kam. Es stimmten 70 
Delegierte für die Räterepublik, 234 da gegen. – Ich muß hier 
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einschalten, daß unter den Gegnern des Antrages auch mein Freund 
Landauer sich befand, der auf eine Begründung seiner Haltung vor 
dem Kongreß selbst verzichtete, dann aber privatim nahezu 
dieselben Gründe angab, die fünf Wochen später für die 
Kommunistische Partei maßgebend waren. Vor allem hielt er den 
Zeitpunkt für die Proklamation für verfrüht. 

Wie die Massen dachten, zeigte sich während der Auszählung 
der Stimmen. Eine mächtige Demonstration erregter Arbeiter 
erschien vor dem Landtagsgebäude, um in drohender Haltung das 
Resultat abzuwarten. Landauer, sonst eine der beliebtesten 
Persönlichkeiten bei der Menge, versuchte vom Fenster aus 
beschwichtigend einzuwirken, indem er die Gründe darlegte, die die 
Ausrufung der Räterepublik in diesem Augenblick gar nicht 
wünschenswert machten. Er mußte abtreten. Man verlangte nach 
Levien und mir. Wir hatten die größte Mühe, die Arbeiterschaft zum 
Abzug zu bewegen, die durchaus entschlossen war, obwohl sie 
unbewaffnet war, das Gebäude zu stürmen und den Kongreß zum 
Teufel zu jagen. Mir hat es später sehr leid getan, daß wir damals 
gebremst haben. Die Räterepublik wäre sonst durch einen 
heroischen Akt des Proletariats erzwungen worden, und die 
schlimmen Differenzen, die im April unsere Aktion zur Totgeburt 
machten, wären der bayerischen Arbeiterschaft erspart geblieben. 

Die Gärung in der Bevölkerung war gewaltig. Wie populär die 
Idee der Räterepublik selbst bis in rechtssozialistische Kreise der 
Arbeiterschaft schon war, beweisen die schon einige Tage vorher 
vom Münchener Arbeiterrat (der zur Mehrheit aus Auerochsen 
bestand) angenommenen, vom Genossen Dr. Wadler eingebrachten 
Forderungen: Sofortige Ausrufung der sozialistischen Räterepublik,  
Einsetzung von Volksbeauftragten, Einsetzung eines 
Revolutionstribunals, Standrecht gegen die Reaktion. – Die 
Konterrevolutionäre hingegen betrachteten die Ablehnung des 
Antrages Mühsam keineswegs als Triumph. Am folgenden Tage 
nämlich (1. März) wurden bereits wieder Flugblätter über München 
abgeworfen, die diesmal vom Münchener Stadtkommandanten Dürr, 
vom (unabhängigen) Polizeipräsidenten Staimer, von Vertretern der 
sozialdemokratischen Partei und der freien Gewerkschaften 
unterzeichnet waren und in denen es hieß: » ... Wollt Dir, daß die 
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Straße Euch weiter vergewaltigt? Könnt Ihr Euch länger von 
Elementen wie Levien, Mühsam, Hagemeister, Cronauer und 
Konsorten den Fuß auf den Nacken, die Pistole auf die Brust setzen 
lassen? Nein! Genau so, wie uns die Gegenrevolution, die Bourgeoisie, 
ins alte Elend bringen würde, genau so wird das Volk von den 
Spartakisten und ihrem Anhang, den Plünderern, ins größte Unglück 
gestürzt werden. Deshalb gilt es, daß alle Arbeiter und Soldaten das 
unerträgliche Joch einer brutalen Minderheit abschütteln, 
gemeinsam den Boden der Ordnung im Sinne einer einigen 
Sozialdemokratie betreten und das Volk endlich der wahren 
Demokratie, dem Sozialismus, der echten Volksherrschaft zuführen. 
Wir müssen unverzüglich ein rein sozialistisches Ministerium bilden ... 
Vor allen Dingen müssen wir den ebenso gefährlichen Elementen des 
Spartakusbundes und dem sich immer mehr breit machenden 
Lumpengesindel das Handwerk legen. Arbeiterschaft! Soldaten! 
Handeln heißt es! Die vernünftige Bevölkerung bleibe zu Hause! Die 
Straße muß freibleiben für die Soldaten, die berufen sind, 
sozialistische Ordnung zu schaffen! Es geht ums Ganze! Es geht um 
die Errungenschaften der Revolution! Es gilt die Rechte der Räte vor 
dem Terror der Straße zu schützen! Es geht um den geeinigten 
Sozialismus! – Soldaten! Schart Euch um Eure berufenen Führer! Folgt 
nur der Parole, die diejenigen ausgeben, denen Ihr Vertrauen 
schenkt! Deshalb in die Kasernen! Dort werden Eure gewählten 
Kasernenräte und Führer mit Euch unternehmen, was das Volkswohl 
erfordert.« Das war offene Kriegserklärung. 

Am Abend desselben Tages rechnete ich im Münchener 
Arbeiterrat öffentlich mit Dürr und Staimer ab, deren Absetzung ich 
verlangte. Beide Herren waren persönlich zugegen. Es gelang ihnen, 
sich mit ihrer Nervosität zu entschuldigen, und derselbe Münchener 
Arbeiterrat, der wenige Tage vorher Wadlers radikalen Forderungen 
zugestimmt hatte, erteilte dem Polizeipräsidenten und dem 
Stadtkommandanten, die am selben Tage zum Blutbad gegen die 
Revolutionäre aufgereizt hatten, sein Vertrauensvotum. Die Sitzung 
schloß spät in der Nacht. Da meine Freunde vom RAR nach der 
Provokation für meine Sicherheit auf dem Heimweg fürchteten, 
zwangen sie die beiden, mich in ihrem Auto heimzufahren, und der 
Stadtkommandant und der Polizeipräsident, die mich am selben 
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Nachmittag verhaften und womöglich erschießen wollten, setzten 
mich persönlich in meiner Wohnung ab. 

Der Rätekongreß hatte nach der Ablehnung meines Antrages 
beschlossen, daß der im Januar gewählte Landtag trotz seiner feigen 
Desertion in der Stunde seines ersten Zusammentritts als zu Recht 
bestehend anerkannt würde. Charakteristisch aber für die Halbheit 
aller seiner Maßnahmen war die aus Angst vor dem Proletariat 
zugleich gefaßte Entschließung, daß das Parlament vorerst vertagt 
bleiben solle. Darauf beeilten sich die Sozialdemokraten eine 
Erklärung abzugeben, wonach sie sich in der Lage erklärten, »in 
einem sozialistischen Ministerium mitzuwirken«. Gleichzeitig 
forderten sie eine Neukonstituierung des Rätekongresses auf Grund 
von Wahlen, die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
stattzufinden hätten, demnach das Abberufungsrecht, ohne das das 
ganze Rätesystem unsinnig ist, illusorisch machten. Die Rechte der 
Räte sollten zudem in einer Weise eingeschränkt werden, die ihren 
wirklichen Einfluß vollständig gebrochen hätte. Bei der Verhandlung 
des Antrages im Kongreß stellte sich heraus, daß es den 
Rechtssozialisten hauptsächlich darauf  ankam, dem RAR den 
Todesstoß zu versetzen. Der Redner der Auerochsen sagte in seiner 
Begründung, daß es seiner Partei unmöglich sei, mit den Mitgliedern 
des »Revolutionären Arbeiterrats« in einem Aktionsausschuß zu 
arbeiten. Er stellte daher den formellen Antrag, die drei Mitglieder, 
die der RAR zum Aktionsausschuß stellen durfte, zu streichen. 
Landauer erwiderte, wies darauf hin, daß der Mann, der hier 
gesprochen hatte, das Recht dazu nur daraus nehme, daß der 
»Revolutionäre Arbeiterrat« ihn eingeladen habe, den er nun 
ausgeschlossen wissen wollte. Bei dieser Gelegenheit sprach 
Landauer den später viel zitierten Satz: »In der ganzen 
Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres Lebewesen als die 
sozialdemokratische Partei.« 

Die Reibereien zwischen den Revolutionären und den 
»sozialistischen« Konterrevolutionären nahmen indessen immer 
heftigere Formen an. Der Stadtkommandant wagte es, die Abteilung 
der RS, die uns beim Überfall auf den Kongreß geschützt und der die 
Versammlung dafür einstimmigen Dank ausgesprochen hatte, aus 
dem Landtagsgebäude fortzunehmen, ja, einige als besonders 
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revolutionär bekannte Soldaten ohne weiteres aus der Schutztruppe 
zu entlassen. Sie wendeten sich an den Kongreß, der auch versprach, 
sich ihrer anzunehmen, und ausdrücklich verfügte, daß die Abteilung 
im Hause bleiben sollte. Allein wiederum erwies sich die Ohnmacht 
des Zentralrats, Beschlüsse durchzuführen. Der Wille des 
Rätekongresses wurde einfach ignoriert. Die Beratungen verloren 
sich meistens in ganz überflüssigem Geschwätz über gleichgültige 
Nebensächlichkeiten. Wesentliche Dinge, wie zum Beispiel ein von 
mir in Gemeinschaft mit einem radikalen Bauernrat eingebrachter 
Antrag, die ländlichen Kommunalverbände aufzulösen und ihre 
Funktion den Bauernräten in Gemeinschaft mit städtischen 
Arbeiterräten zu übertragen, wurden verschleppt und kamen gar 
nicht zur Verhandlung. Inzwischen hatte im Gefolge der Rührigkeit 
der Berliner Unabhängigen in Nürnberg eine  gemeinsame Konferenz 
der Mehrheitssozialisten, der Unabhängigen und der gemäßigteren 
Richtung des Bauernbundes stattgefunden, und am 7. März wurde 
dem Kongreß das »Nürnberger Kompromiß« durch den Mund eines 
der rückständigsten Bauernräte vorgetragen. Da dieses Kompromiß 
die eigentliche Ursache der späteren Ereignisse wurde, sei es in 
extenso mitgeteilt. 

 

• 1. »Sofortige Einberufung des Landtages zu einer kurzen 
Tagung. Bildung eines sozialistischen Ministeriums durch die 
beiden sozialistischen Parteien mit Errichtung eines land‐ und 
forstwirtschaftlichen Ministeriums und Besetzung durch einen 
Bauernbündler nach Beratung mit dem Aktionsausschuß der 
A.–, S.‐ und B.‐Räte, Anerkennung dieses Ministeriums durch 
den gewählten Landtag, Schaffung einer Notverfassung. 

• 2. Übertragung weitgehender Vollmachten durch den Landtag 
auf das Ministerium zur Leitung der Regierungsgeschäfte. 

• 3. Zusammenfassung und Ausbau der Propaganda‐Abteilung 
für Volksaufklärung. 

• 4. Die gesetzgebende und vollziehende Gewalt liegt während 
der Zeit des Provisoriums allein in den Händen des 
Ministeriums. Je ein Vertreter der A.–, S.‐ und B.‐Räte kann mit 
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beratender Stimme an den Sitzungen des Ministerrats 
teilnehmen. 

• 5. Sofortige Schaffung einer freiwilligen Volkswehr aus 
gewerkschaftlich organisierten Arbeitern; sofortige Auflösung 
des stehenden Heeres. 

• 6. In den Vertretungen der Gemeinden, Bezirke, Kreise und 
staatlichen Behörden steht den A.–, S.‐ und B.‐Räten das 
Recht der praktischen Mitarbeit durch Abordnungen in diese 
Körperschaften zu. Im Ministerium des Innern ist ein Referat 
für die Räteorganisation zu errichten und nach dem 
Benehmen mit dem Aktionsausschuß zu besetzen. 

•  7. Den A.‐, S.‐ und B.‐Räten steht ferner das Recht zu, beim 
Landtag und bei der Regierung Beschwerden, Eingaben und 
Gesetzentwürfe einzureichen und letztere jeweils durch einen 
Beauftragten vertreten zu lassen. Den neugewählten Räten 
steht eine Berufung gegen Beschlüsse des Landtags an die 
Volksgesamtheit zu. (Referendum.) 

• 8. Die Neuwahlen der Räte sind im ganzen Lande nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl möglichst bald anzuordnen. 
Über aktives und passives Wahlrecht sind vom 
Gesamtstaatsministerium unter Mitwirkung des 
Aktionsausschusses besondere Bestimmungen zu treffen. 

• 9. Die Rechte der Räte sind unter Berücksichtigung von Punkt 
6 und 7 durch ein besonderes Gesetz umgehend festzulegen.« 

 

Die revolutionäre Minderheit war über diese dem Rätekongreß 
zugemutete Selbstentmannung empört, konnte aber die Annahme 
der Leitsätze nicht verhindern. Die Punkte wurden einzeln beraten 
und abgestimmt und nach der Annahme von Punkt 1 sofort zur Wahl 
des Ministeriums geschritten, dessen Zusammensetzung natürlich 
von den Parteien hinter den Kulissen längst vereinbart war. Zum 
Ministerpräsidenten wurde der Mehrheitler Hoffmann bestimmt, der 
im Kabinett Eisner Kultusminister war, sich aber im Kampf der 
Meinungen bisher ziemlich passiv verhalten hatte. Sein wahres 
Gesicht zeigte der Mann erst, als er auf dem Gipfel seiner Laufbahn 
angelangt war. Das Ministerium für Kultus und Unterricht, für das 
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der Kongreß zuerst den linksstehenden Rechtssozialisten Niekisch 
gewählt hatte, den Vorsitzenden des Zentralrats und des 
Rätekongresses, behielt Hoffmann dann als Ministerpräsident neben 
dem Ministerium des Auswärtigen, das er gleichfalls übernahm, bei. 
Für das Innere wurde der bisherige Demobilmachungskommissar 
Segitz, für die Jusitz ein Herr Endres, beide Mehrheitssozialisten, 
gewählt.  Die Soziale Fürsorge übertrug man dem weit 
rechtsstehenden Unabhängigen Unterleitner, der dieses Ministerium 
schon zu Eisners Zeit verwaltet hatte, Handel und Industrie dem 
Nürnberger rechten Unabhängigen Simon. Der einzige 
Ministerkandidat, der einstimmig gewählt wurde, war Professor 
Jaffé als Finanzminister, der sich unter Eisner als revolutionärster 
Geist innerhalb des Ministerrats erwiesen hatte. Für das 
Militärwesen war der schon erwähnte Schneppenhorst 
vorgeschlagen. Die Mißstimmung gegen diesen Mann war jedoch 
infolge der Flugblätter, die er über München hatte abwerfen lassen, 
bis in reformistische Kreise hinein so groß, daß auch die 
Unabhängigen gegen ihn sprachen und seine Parteigenossen ihn 
daher selbst fallenließen. Seine Wahl wurde einstimmig abgelehnt 
und dafür der Rechtsunabhängige Scheidt ernannt. Im übrigen 
wurden die neun Punkte hintereinander erledigt. Bei der 
Gesamtabstimmung war nur eine geringe Minderheit klar genug, die 
furchtbare Gefahr zu erkennen, die mit diesem Beschluß über das 
ganze Land gebracht war. Ich rief bei der Verkündigung der 
Annahme des Nürnberger Kompromisses in den Saal: »Herr, vergib 
ihnen, denn sie wissen nicht, was sie tun.« Damit ging der 
Rätekongreß auseinander. Er hatte die Revolution preisgegeben. 

Die Arbeiterschaft selbst verzichtete jedoch keineswegs auf 
ihre Fortsetzung. Sie verfolgte mit der mißtrauischsten 
Aufmerksamkeit den weiteren Verlauf der Dinge, entschlossen, ihre 
revolutionären Rechte mit allen Mitteln zu verteidigen. Der Landtag 
trat also wirklich zusammen, nachdem dem »Revolutionären 
Arbeiterrat« seine Räume außerhalb des Hauses, nämlich im früheren 
Palais des Königs, zugewiesen waren. Die Helden des 21. Februar 
tagten unter grotesker militärischer Sicherung, indem sie das 
Kopfnicken, das ihnen die Nürnberger Kompromißler vorgeschrieben 
hatten, vollzogen. Trotzdem fand sich die Möglichkeit, den Willen des 
Rätekongresses gleich nach der Rückkehr ins Parlament mit  Füßen 



 34

zu treten. Kaum war nämlich der Kongreß vertagt, da warfen die 
Kompromißparteien mit dem Zentralrat zusammen die Liste des »rein 
sozialistischen« Ministeriums wieder um und änderten darin die 
beiden für den Rätekongreß wichtigsten Posten. Professor Jaffé, der 
schon unter Eisner im Sinne des linken Flügels der Unabhängigen 
gearbeitet hatte (so hatte er sich öffentlich zu der Absicht bekannt, 
das Inseratenmonopol für die Presse durchzuführen), wurde einfach 
über Bord gesetzt, obwohl er der einzige Ministerkandidat war, 
gegen den sich im Kongreß keine einzige Stimme erhoben hatte. 
Aber er war Jude und galt als Radikaler. Das Finanzressort wurde 
provisorisch einem Beamten überlassen, um es später wieder durch 
einen eigenen Minister zu besetzen. Zweitens wurde aber auch ein 
weiterer »Unabhängiger« von der Liste gestrichen, der zum 
Militärminister ausersehene Herr Scheidt, der bisher provisorisch 
schon das Amt verwaltet hatte. Er schien den konterrevolutionären 
»Sozialisten« wohl schon zu radikal, obwohl seine Unterschrift am 1. 
März mit unter den zitierten zum Bürgerkrieg aufrufenden 
Flugblättern gestanden hatte. Statt seiner wurde der vom 
Rätekongreß einstimmig abgelehnte Schneppenhorst eingesetzt, der 
Mann, der dann die Rolle des bayerischen Noske übernehmen sollte. 
Im übrigen zeigte aber der Landtag seinen demokratischen Willen 
dadurch, daß er ein albernes Gesetz annahm, durch das die Führung 
des Adelstitels fortan in Bayern verboten wurde. Das war eine 
Verballhornung eines von Landauer und mir im Rätekongreß 
eingebrachten, aber nicht mehr beratenen Vorschlags, der die Adels 
Vorrechte dadurch ausschließen wollte, daß er einfach die 
Strafbarkeit der unberechtigten Führung von Adel und Titeln 
aufzuheben empfahl. Da sich das Gesetz des Landtags nur auf den 
bayerischen Adel bezog, da außerdem die betroffenen Familien 
erklärten, ihr Adelsprädikat bilde einen unlöslichen Bestandteil ihres 
Namens, blieb das Ganze eine wirkungslose Demonstration. 

 Die Stimmung der Massen kam an dem Abend zum Ausdruck, 
als die Mehrheitssozialdemokratie fünf Massenversammlungen 
einberief, in denen die von ihnen gestellten neuen Minister sich dem 
Volk vorstellen sollten. Alle diese Versammlungen verliefen als 
unzweideutige kommunistische Kundgebungen. Den Rednern wurde 
überall übel zugesetzt, der neuen Regierung die allerschärfste 
Opposition angekündigt, die Werbeinserate der Reaktion zur Bildung 



 35

von weißen Garden wurden ihr vorgehalten, und aus allen Reden und 
Rufen der Proletarier klang immer wieder die eine Forderung heraus: 
Räterepublik! – Natürlich versetzten die Berliner Märzunruhen mit 
den Schreckenstaten der weißen Mörder die Münchener 
Arbeiterschaft in besondere Unruhe. Sie verlangten Garantien gegen 
das Übergreifen derartiger Vorgänge nach Bayern und erreichten 
denn auch, daß die Regierung in einem strikten Verbot jede 
militärische Werbung für den sogenannten »Grenzschutz Ost« oder 
gegen den Bolschewismus untersagte. Ja, Herr Schneppenhorst 
erließ sogar Haftbefehle gegen Werbeoffiziere, die den Oberst Epp, 
der die Rolle Koltschaks für Bayern spielen wollte und später mit 
Schneppenhorsts Unterstützung auch wirklich spielte, veranlaßten, 
seine Tätigkeit an die Grenze außerhalb des Landes, nach Ohrdruf in 
Thüringen zu verlegen, wo er ein antibolschewistisches Freikorps 
aufstellte. 

Der Landtag war verabredungsgemäß gleich nach Erledigung 
der wenigen gestellten Aufgaben wieder heimgeschickt worden und 
sollte erst zusammentreten, wenn der Zentralrat ihn wieder 
brauchte. Man rechnete auf Ende Mai. Die Regierungsgeschäfte 
lagen inzwischen formell bei den einzelnen Ministerien, doch wurden 
alle praktischen Arbeiten tatsächlich von den Staatskommissariaten 
geleitet, die schon seit Eisners Ermordung am Werk waren und 
teilweise sehr Tüchtiges leisteten. Ein großer Teil der 
organisatorischen Tätigkeit lief beim Staatskommissariat für 
Demobilmachung zusammen, dessen erster Referent, das Mitglied 
des »Revolutionären Arbeiterrats« Paulukum (USP), außerordentlich 
tatkräftig die Interessen der Arbeiterschaft wahrte. Als Kommissar 
für das Wohnungswesen griff Genosse Dr. Wadler so gründlich durch, 
daß er sich den unauslöschlichen Haß der Bourgeoisie zuzog. Er 
beschlagnahmte sämtliche Spekulationsgrundstücke, um darauf 
Wohnstätten zu errichten, registrierte alle großen Wohnungen und 
quartierte Arbeiterfamilien bei Kapitalisten ein. Er reiste selbst im 
Lande umher, um sich persönlich von der miserablen Unterkunft der 
Arbeiter bei den großen Industrieanlagen (so der Bergarbeiter von 
Penzberg) zu überzeugen und Abhilfe zu schaffen. Ich halte es für 
eine Pflicht loyaler Solidarität, wenn ich ein paar Worte zugunsten 
dieses Genossen hier einfüge. Dr. Wadler war erst nach Ausbruch der 
Revolution zu sozialistischen Überzeugungen gelangt. Während des 
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Krieges war er – von Beruf Rechtsanwalt – Offizier gewesen und 
hatte sich von alldeutschen Ideen völlig durchtränken lassen. In 
Belgien oblag ihm ein verantwortlicher Dienst bei der 
Zwangsdeportation belgischer Arbeiter. Er versah diesen Dienst 
durchaus im Geiste seiner Auftraggeber, und seine vom Standgericht 
ans Licht gezerrten Berichte und Ratschläge offenbarten in der Tat 
dasselbe Maß unsozialer Gesinnung, das die deutsche Militärdiktatur 
während des Krieges allgemein auszeichnete. Mit dem Niederbruch 
der deutschen Heere gingen Wadler die Augen auf. Er sah aus vollem 
Herzen ein, wie verblendet er vorher gewesen war, und gab sich mit 
seiner ganzen Person der Revolution hin. Keiner von uns allen, die wir 
näher mit ihm zu tun hatten, hat je die Empfindung gehabt, daß er 
ein ehrgeiziger Konjunktur‐Revolutionär sei. Der RAR nahm ihn gern 
in seine Mitte auf, und er hat sich in jeder Situation treu bewährt. Das 
Standgericht verurteilte Wadler später unter Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte zu acht Jahren Zuchthaus und begründete 
das Schandurteil mit dem Vorwurf, seine frühere unsoziale Haltung 
beweise die Unehrlichkeit seiner revolutionären Gesinnung und 
seines  Bekenntnisses zum Kommunismus. In Wirklichkeit war das 
von Juristen und Offizieren gefällte Urteil ein Racheakt gegen den ins 
andere Lager übergegangenen Juristen und Offizier und zugleich ein 
Racheakt der in ihrem Besitzfanatismus gekränkten Bourgeoisie 
gegen den Arbeiterquartiermacher in ihren Behausungen. Daß P. 
Werner die vom konterrevolutionären Standgericht gegen Wadlers 
Ehrenhaftigkeit angezogenen Argumente wiederholt, um den Mann, 
der zufällig nicht bei der KPD organisiert war, auch beim Proletariat 
zu verdächtigen, ist tief beschämend. Die Regierung kannte die 
Stimmung unter den Massen zu gut, um nicht zu wissen, daß sie die 
Vollmachten der sehr populären Kommissariate nicht ein engen 
durfte. Sie mußte vielmehr bestrebt sein, den Proletariern auch in 
den allerwichtigsten Forderungen, denen, die die Expropriation der 
Expropriateure betrafen, wenigstens scheinbar entgegenzukommen. 
Das immer drohender hörbare Verlangen nach der endgültigen 
sozialen Revolution, nach der Rätediktatur, mußte beschwichtigt 
werden, und dazu mußte das Wort »Sozialisierung« herhalten. In 
dieser Zeit tauchte in München der Nationalökonom Dr. Neurath auf, 
der vorher in Leipzig einem volkswirtschaftlichen Institut 
vorgestanden hatte. Dieser hochintelligente, von großem 
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theoretischem Wissen bediente Mann begann seine Tätigkeit mit 
öffentlichen Vorträgen über Sozialisierungsprobleme, in denen er 
außerordentlich weitgreifende Pläne für die Vergesellschaftung der 
Produktion entwickelte. Er stellte sich dem RAR vor, wurde auch vom 
Münchener Arbeiterrat zu einem Vortrag eingeladen und fand bei der 
Arbeiterschaft starkes Interesse, wenngleich ihm persönlich einiger 
Argwohn entgegengebracht wurde, der in der völligen Wahllosigkeit 
begründet lag, mit der Neurath seine Ideen auch in den 
rückständigsten Bürgerkreisen zu Gehör brachte. Der Grundgedanke 
seiner Vorschläge bestand darin, daß die gesamte Produktion 
vollständig in den Dienst des notwendigen Bedarfs gestellt würde, 
als den er bezeichnete: auskömmliche Unterkunft, Verpflegung, 
Bekleidung  und Vergnügung für alle Volksgenossen ohne 
Unterschied. Er wollte die Luxus‐ und Spekulationsindustrie absolut 
unterbinden, glaubte dadurch den Kohlen‐ und Kraftbedarf für die 
Ernährungs‐, Textil‐, Werkzeugproduktion etc. decken zu können, 
wollte die Übernahme der Großbetriebe und des Großgrundbesitzes 
in die Hände der Gesellschaft ohne Ablösung bewirken und stellte 
also sozialistische Forderungen auf, mit denen das Proletariat an und 
für sich sehr zufrieden sein konnte. Das Dilettantische seines 
Vorgehens bestand nur darin, daß er der Ansicht war, diese 
Maßnahmen ließen sich ohne Eingriff in die politische Verfassung des 
Landes durchführen. Er pflegte zu sagen, er halte es mit jeder 
Regierung, die ihn ungestört arbeiten lasse, ob es eine absolutistisch‐
monarchistische sei oder eine Räterepublik, sei ihm gleichgültig. Aus 
Opportunitätsgründen ließ sich Neurath in die sozialdemokratische 
Partei aufnehmen, und also gestützt auf die Regierungspartei selbst, 
glaubte er nun vermöge seiner konzilianten Beredsamkeit die 
gesamte Bürgerschaft von der Nützlichkeit und Notwendigkeit seiner 
Vorsätze überzeugen zu können. Wen er in der Tat gewann, das war 
der Minister für Handel, Gewerbe und Industrie, Herr Simon, der in 
seinem sehr opportunistischen unabhängigen Gemüt im Ernst 
meinte, kraft seines Amtes durch einfache Erlasse des 
Ressortministeriums den Sozialismus in Bayern einführen zu können. 
Neurath wurde auf sein Betreiben vom Ministerrat zum 
Sozialisierungskommissar mit außerordentlichen Vollmachten 
ernannt. 
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Am 21. März schlug die Nachricht von der Ausrufung der 
Räterepublik in Ungarn wie eine Bombe ein. Die Begeisterung des 
Proletariats war überschwenglich. Der Name Béla Kun wurde neben 
denen Lenins und Trotzkis zum Kampfruf für die Massen. Die 
Versammlungsredner fanden mit dem Appell zur Nacheiferung des 
ungarischen Beispiels jubelnde Zustimmung. Vor der Bourgeoisie 
tauchte erst jetzt das Gespenst der Räterepublik als unmittelbare 
leibhaftige Drohung auf. Die Regierung bekam  eine Höllenangst und 
hoffte auf Neurath. Dieser überredete das Ministerium, eine 
Proklamation zu erlassen, in der die »Vollsozialisierung« angekündigt 
wurde. Zugleich lud man die sächsische (ebenfalls »sozialistische«) 
Regierung ein, dem Beispiel zu folgen, erhielt aber von Herrn 
Gradnauer in Dresden eine sehr deutliche Absage. Wie konsterniert 
die Bourgeoisie war, zeigte sich daran, daß es Neurath gelang, einen 
Führer der klerikalen Agrarbourgeoisie, Herrn Dr. Schlittenbauer, für 
seine Pläne einzufangen. Wahrscheinlich sah der Mann die 
Unvermeidlichkeit des kommunistischen Sieges so deutlich vor sich, 
daß er alle Rettung nur noch in einem rechtzeitigen Pakt mit dem 
Umsturz suchte, bei dem die von ihm vertretenen Großbauern ihre 
Schäfchen eben noch ins trockene bringen mochten. Neurath selbst 
mußte allerdings bei allen Versuchen, Praktisches zu leisten, immer 
mehr einsehen, daß ihm der Kapitalismus zähen Widerstand 
entgegensetzte, gegen den ihm die Vollmachten des Ministers Simon 
nicht das mindeste halfen. Er mußte also seinen Wagemut bald 
etliche Pflöcke zurückstecken. 

Die Hauptsorge der Regierung Hoffmann war, die eigene 
Position gegen die immer schärfer zur revolutionären Aktion 
drängenden Massen zu festigen. Auch da mußte Neurath helfen. In 
einer vom RAR einberufenen großen Volksversammlung in der 
letzten Märzwoche, in der ich das Referat hatte, erbat der 
Sozialisierungskommissar außer der Reihe das Wort und überraschte 
die Tausende seiner Hörer mit einem Projekt, für das er die 
Zustimmung der Regierung so gut wie sicher habe. Der bayerische 
Staat werde den Kommunisten ein großes, fruchtbares Gebiet, das 
einige tausend Personen bequem ernähren könne, mit allem nötigen 
Werkzeug und einem Kapital von vorläufig einer Million Mark zur 
völligen freien Bewirtschaftung nach eigenen Grundsätzen zur 
Verfügung stellen, auf dem diejenigen, die sich dort ansiedeln wollen, 
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die Realisierbarkeit ihrer Ideen experimentell beweisen könnten. 
Neurath malte die Vortrefflichkeit seines Planes in  leuchtenden 
Farben aus und versprach jedes Entgegenkommen in der Auswahl 
des Gebiets, in der Freigebigkeit des Staates und in allen Einzelheiten. 
Die Versammlung war perplex und einigermaßen ratlos, wie sie sich 
diesem Anerbieten gegenüberstellen sollte. Landauer empfahl die 
Annahme, indem er auf die russischen Mustersiedlungen hinwies und 
die Möglichkeiten hervorhob, die sich aus dem Bestehen einer 
solchen revolutionären Keimzelle ergeben könnten. In der Diskussion 
ging weiter kein einziger Redner auf Neuraths Vorschläge ein, ein 
Zeichen, wie mißtrauisch die Arbeiter selbst ein so verlockendes 
Anerbieten betrachteten. Im Schlußwort goß ich dann gehörig 
Wasser in Neuraths Wein. Auch ich meinte, daß man grundsätzlich 
auf den Plan eingehen müsse, schon um nicht in den Verdacht zu 
geraten, als ob man sich selbst vor kommunistischen Experimenten 
fürchte. Ich bedeutete Neurath aber, daß die Arbeiterschaft sich 
nicht in die Situation eines Geschenkempfängers gedrängt sehen 
wolle, sondern als gleichberechtigter Vertragskontrahent die 
Verhandlungen führen wolle. Sie müsse also ihre strikten 
Bedingungen stellen, damit die Regierung vor allen Dingen nicht zu 
dem Glauben verleitet werde, als ob sie mit der Verpflanzung einiger 
tausend Kommunisten aufs Land etwa die unangenehme 
kommunistische Opposition in ganz Bayern los sei. Neurath möge 
seiner Regierung mitteilen, daß sein Angebot erst dann diskutabel 
werde, wenn jenes abgetrennte Gebiet als politisch absolut automon 
anerkannt werde, daß seine Anwohner demnach nicht den 
bayerischen kapitalistischen Gesetzen unterworfen seien, daß es 
eigene diplomatische Vertreter halten werde, und zwar in Rußland 
und Ungarn, daß seine Männer Waffen führen müssen, um sich 
gegen Angriffe auf ihre kommunistischen Anlagen zu wehren, und 
daß ihnen bei alledem die freie Agitation im übrigen Bayern nicht 
verkümmert werde. Diese Antwort fand die lebhafte Zustimmung der 
Versammlung. Von der Sache selbst hat man dann nichts mehr 
gehört. 

 Die erfreulichen Nachrichten aus Budapest – die ungarische 
Sowjetregierung richtete sofort ein Mitteilungsbüro in München ein – 
gaben der politischen Regsamkeit der Kommunisten vervielfachtes 
Leben. Fast täglich fanden überfüllte Massenversammlungen statt, in 
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denen die Aussichten der proletarischen Revolution erörtert wurden 
und die stets in der Zuversicht schlössen, daß die bayerische 
Räterepublik ein in Kürze erreichbares Ideal sei. Bei fast allen diesen 
Versammlungen war die KPD die Einberuferin – nur gelegentlich 
abgelöst durch die Arbeitslosen und ganz selten vom RAR –, und als 
Referenten mußten immer wieder Levien und ich heran, und zwar ich 
bedeutend häufiger noch als Levien, der seine Tätigkeit mehr und 
mehr in den Dienst der Parteisektionen und des Parteiorgans, der 
»Münchener Roten Fahne«, stellte. War er verhindert, was 
gewöhnlich der Fall war, so holte man mich, und es kam vor, daß ich 
eine ganze Woche hindurch jeden Abend reden mußte; ja, als die KPD 
eines Tages eine Reihe von Parallel Versammlungen veranstaltete, 
mußte ich hintereinander in vier Versammlungen sprechen. – Diese 
Inanspruchnahme meiner Dienste von der Partei aus hörten in den 
letzten Märztagen mit einem Schlage und ganz unvermittelt auf. Ich 
erfuhr, daß die Berliner Parteizentrale besondere Organisatoren nach 
München entsandt habe und daß infolgedessen die Partei nun auch 
selbst mit Referenten für die Versammlungen ausreichend versehen 
sei. Mir war das nicht unangenehm, da ich reichlich überanstrengt 
war und auch meine wirtschaftliche Existenz vernachlässigt hatte. So 
beschränkte ich mich zumeist auf Werbereden in 
Betriebsversammlungen, nahm mehr Fühlung mit den Betriebsräten 
und unmittelbar Werktätigen, als es mir bisher möglich war, und ging 
am 1. April einerseits aus Gründen der materiellen Sicherung meiner 
Familie, anderseits auch, um persönlich genauen Einblick in die 
Liquidation der Kriegswirtschaft und die Organisation des Übergangs 
zur Friedenswirtschaft zu gewinnen, als Gehilfe zum Genossen 
Paulukum ins Demobilmachungs‐Kommissariat.  Zum Einarbeiten in 
die schwierige und komplizierte Materie fand ich aller dings keine 
Zeit mehr. Am 4. April trat urplötzlich und vollständig überraschend 
die Tatsache ein, die die bayerische Revolution von Grund aus 
durcheinanderwarf und ihre Niederlage entschied. 

Hinter den zutage liegenden äußeren Ereignissen verbergen 
sich auch heute noch so viele geheime und verdächtige Vorgänge, 
daß eine zuverlässige Darstellung der Entstehung der Münchener 
Räterepublik noch gar nicht möglich ist. Auch ich kann nur durch den 
Bericht des persönlichen Erlebens zur Klärung beitragen und halte es 
daher für geraten, noch mehr als bisher schon die eigene Person und 
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die eigene Beobachtung zum Ausgangspunkt aller Mitteilungen zu 
machen. Denn ich glaube, daß die ungekünstelte Darstellung 
subjektiv erlebter Dinge mehr innere Wahrheit enthält als eine 
gequälte Objektivität, der alle Grundlagen tatsächlichen Wissens 
fehlen. Ich berichte also im Folgenden nur, was ich mit eigenen 
Sinnen wahrgenommen habe. 

Am Nachmittag des 4. April (Freitag) hatte ich an einer 
Betriebsversammlung teilgenommen, um auf Einladung der 
Betriebsräte ein Gutachten über Differenzen unter den Arbeitern 
abzugeben. Um sechs Uhr sollte im Wittelsbacher Palais eine Sitzung 
des RAR stattfinden. In dem Augenblick, als ich das Gebäude 
betreten wollte, kamen mir im Vorgarten eine Anzahl von Genossen 
entgegen, darunter mehrere Mitglieder des RAR (auch Landauer), 
der Vorsitzende des Zentralrats Niekisch und ein paar bekannte USP‐
Leute. Sie forderten mich auf, sofort umzukehren und mit ihnen zum 
Ministerium des Äußeren zu gehen, da die Räterepublik in Bayern 
sofort proklamiert werden solle. Ich glaubte zuerst, man wolle mich 
mit einem Witz aufziehen, erkannte aber bald, daß die Sache ernst 
war. Ich erhielt auf dem Wege folgende Aufklärungen: Niekisch war 
soeben von Augsburg zurückgekehrt, wo er ansässig war. Die 
Augsburger Arbeiterschaft stehe, wie bekannt war, im Generalstreik 
und habe die strikte Forderung  gestellt, der Zentralrat in München 
solle sofort die Räterepublik ausrufen, die Regierung für abgesetzt 
erklären und die Diktatur dem Proletariat übertragen. Das Verlangen 
der Augsburger Arbeiter allein hätte nicht genügt, um einen so 
folgenschweren Entschluß zu fassen. Doch sei soeben die Nachricht 
eingetroffen, daß die Konterrevolution zum Schlage aushole. Die 
Regierung wolle unter Bruch des Abkommens mit dem Rätekongreß 
und dem Zentralrat den Landtag eigenmächtig zum 8. April 
einberufen, um vor allem dem durch die Neurathschen 
»Sozialisierungs«‐Pläne aufgeregten und geängsteten Bürgertum 
legislative Sicherungen gegen die Revolution zu schaffen. Man habe 
daher keine Wahl, wenn man sich nicht vollständig den Kapitalisten 
ausliefern wolle, als sofort zu handeln und den Willen des 
Augsburger Proletariats zu erfüllen. 

Die Stimmung der kleinen Schar war sehr gehoben, und ich 
leugne nicht, daß sie auf mich überging und der Gedanke, daß der 
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heiße Wunsch des Proletariats nun Erfüllung finden solle, mein Herz 
heftig schlagen machte. Dieses Hochgefühl, mit dem ich das 
Ministerium des Äußeren betrat, bekam allerdings schnell einen 
Dämpfer. Der Minister des Innern Segitz empfing uns. Ihm ging der 
Ruf voraus, er sei unter den führenden Mehrheitssozialisten eine der 
anständigsten und ehrlichsten Persönlichkeiten. Er war bereits 
unterrichtet, da Niekisch schon am frühen Nachmittag eine 
Ministerratssitzung veranlaßt hatte, die sich mit der neuen Situation 
beschäftigte. Außer Segitz waren von den Ministern anwesend 
Simon, Unterleitner und Schneppenhorst, den ich bei dieser 
Gelegenheit zum ersten Mal sah. Ferner erschienen der 
Stadtkommandant Dürr und der Polizeipräsident Staimer sowie 
einige Führer des Bauernbundes, der USP und der Gewerkschaften. 
Wir mögen im ganzen dreißig Personen gewesen sein. Als Niekisch 
die Sitzung eröffnen wollte, stellte ich zunächst die Frage, ob die 
Kommunistische Partei verständigt sei, und erhielt die Auskunft, 
Levien werde jeden Augenblick  erwartet. Da er jedoch nicht kam, 
begann man mit den Verhandlungen. Über die Zwangslage bestand 
Einigkeit, und mit besonderer Lebhaftigkeit erklärte Dürr, daß unter 
den obwaltenden Verhältnissen die Ausrufung der Räterepublik die 
notwendige Maßnahme zur Abwehr konterrevolutionärer Anschläge 
sei. Für die Mitwirkung der Truppen bürge er. Damit schien der glatte 
Verlauf der Aktion gesichert, und man ging an die Erörterung der Art 
der Proklamation. Landauer und ich erhielten den Auftrag, ein 
Manifest auszuarbeiten, das am nächsten Morgen den vollzogenen 
Akt der Bevölkerung mitzuteilen hätte, und zwar sollte dieser Aufruf 
auch schon die Namen der Volksbeauftragten enthalten, die vorläufig 
den Ressorts vorstehen sollten. Die Verteilung dieser Ämter sollte 
nach Möglichkeit paritätisch unter die sozialistischen Parteien und 
Richtungen verteilt werden. Zuallernächst sollte der Zentralrat eine 
entscheidende Radikalisierung erfahren, weshalb eine starke 
Vertretung des RAR und die Aufnahme einer Reihe von KPD‐
Mitgliedern vorgesehen wurde. Niekisch sollte vorerst an der Spitze 
bleiben. Doch wurde auf Landauers Verlangen beschlossen, daß das 
Provisorische aller Maßnahmen deutlich kenntlich gemacht würde, so 
daß also der Aufruf zu unterzeichnen sei vom »provisorischen 
Zentralrat« und dem »provisorischen Rat der Volksbeauftragten«, da 
alle endgültigen Entschließungen und Ämterbesetzungen 
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selbstverständlich den Räten vorbehalten werden müßten. Hatte mir 
schon die ganze Art der Verhandlung wenig gefallen, so war ich im 
höchsten Maße verblüfft, als die Wahl der provisorischen 
Volksbeauftragten vorgenommen wurde. Dagegen, daß Segitz das 
Innere wieder übernehmen sollte, erhob ich keine Einwendung, weil 
seine Partei analog dem ungarischen Beispiel ja jedenfalls vertreten 
sein sollte. Daß man dann Simon und Unterleitner zu den gleichen 
Ressorts berief, die sie bisher schon verwaltet hatten, machte mich 
stutzig, und ich äußerte Bedenken dagegen, daß der Eindruck 
erweckt würde, als ob man einfach die bisherigen  Minister fortan 
Volksbeauftragte nennen wolle und damit die Räterepublik für 
errichtet halte. Um derartige Einwendungen zu beschwichtigen, 
übertrug man Landauer das Ressort für Volksaufklärung. Ich 
verlangte, daß die drei meiner Auffassung nach wichtigsten Posten 
Kommunisten übertragen würden, nämlich Auswärtiges, Justiz und 
Militär. Für das Auswärtige wurde Dr. Mühlon vorgeschlagen, ein 
pazifistischer Schriftsteller, der sich im Kriege durch Veröffentlichung 
für die deutsche Regierung schwer kompromittierender Tatsachen 
bekannt gemacht hatte, die er in seiner früheren Eigenschaft als 
Direktor bei den Krupp‐Werken erfahren hatte. Da Mühlon – der 
übrigens nicht in München war – sich grundsätzlich für das 
Rätesystem als gesellschaftliche Organisationsform ausgesprochen 
hatte, glaubte man, er werde bei dem Ansehen, das er bei den 
Ententeregierungen besaß, zugleich eine enge Verbindung mit den 
Sowjetrepubliken herstellen können und Schwierigkeiten aus dem 
Westen zu verhindern wissen. Ich blieb mit meinem Einspruch allein. 
Für die Justiz akzeptierte man einen Kommunisten, der mit 
Zustimmung der Partei womöglich aus Nordbayern gestellt werden 
sollte. Das Militärwesen schlug ich vor Levien anzubieten. Doch 
erklärten die Mehrheitler, sie müßten gleich den Unabhängigen und 
den Linksradikalen zwei Ressorts beanspruchen, zumal Segitz seiner 
Wahl erst meinte zustimmen zu können, wenn er dazu die Erlaubnis 
seiner Partei eingeholt habe. Zu meinem Erstaunen wurde – und zwar 
von dem Unabhängigen Simon – der bisherige Militärminister 
Schneppenhorst als Volksbeauftragter für das Militärwesen 
empfohlen. Dieser Vorschlag führte zu einer sehr heftigen 
Kontroverse zwischen mir und Schneppenhorst. Ich erklärte, daß der 
Mann, der diesen Posten übernehme, die Aufgabe habe, das 
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Proletariat zu bewaffnen und eine rote Arbeiterarmee aufzustellen, 
die bereit sei, die Räterepublik gegen jeden Angriff von innen und 
von außen zu schützen, daß Schneppenhorst hingegen im Ruf eines 
bayerischen Noske  stehe und besonders durch seine Flugblätter und 
dadurch, daß er von Nürnberg aus Militär gegen München in 
Anmarsch gesetzt habe, jedes Vertrauens bei den Massen entbehre. 
Schneppenhorst antwortete sehr erregt. Die Flugblätteraffäre 
entschuldigte er damit, daß er falsch informiert gewesen sei. Man 
habe ihm berichtet, Levien und ich wollten im Falle der Ablehnung 
meines Antrages im Rätekongreß durch einen Gewaltakt den 
Kongreß auseinandertreiben und die Rätediktatur einführen. Als er 
gesehen habe, daß das nicht geschah, habe ihm seine Übereilung 
selbst leid getan und er bitte um Entschuldigung dafür. Auch habe er 
nie Truppen gegen München schicken wollen. Die Sache verhalte sich 
ganz harmlos. Auf den Bescheid hin, daß die »Republikanische 
Schutztruppe« in München durch wochenlange strenge Bereitschaft 
völlig erschöpft sei, habe er nur zur Ablösung eine Anzahl 
Nürnberger Soldaten, noch dazu unbewaffnet, nach München 
schicken wollen, sie dann aber überhaupt nicht abreisen lassen. Zum 
Beweise seiner vollen proletarischen Loyalität führte er an, daß er 
jede Werbetätigkeit in Bayern verhindert und Werbeoffiziere habe 
verhaften lassen. Die sehr geschickt vorgetragene Rede 
Schneppenhorsts machte auf die Anwesenden starken Eindruck. Ich 
erwiderte jedoch, daß ich die Richtigkeit seiner Angaben nicht 
nachprüfen könne, daß mir aber auch im Falle seiner größten 
Ehrlichkeit seine Person unannehmbar scheine, weil vor allen Dingen 
bei der Besetzung dieses wichtigen Vertrauenspostens die Mentalität 
des Proletariats berücksichtigt werden müsse, das nun einmal ein 
tiefes Mißtrauen gegen Schneppenhorst habe. Ich blieb jedoch mit 
meinem Widerspruch allein. Den Volksbeauftragten für die 
Landwirtschaft zu bestimmen wurde in allgemeiner 
Übereinstimmung dem radikalen Bauernbund überlassen. 

Wir Mitglieder des »Revolutionären Arbeiterrats« bestanden 
darauf, daß endgültige Beschlüsse erst gefaßt werden sollten, wenn 
die KPD an den Verhandlungen  teilnehme. Da Levien jedoch trotz 
mehrfacher Versuche, ihn zur Stelle zu bringen, ausblieb, wurde 
vereinbart, daß am Abend im Kriegsministerium eine neue 
Zusammenkunft im größeren Kreise stattfinden sollte, bei der die 



 45

endgültigen Festsetzungen getroffen werden sollten. Auf jeden Fall 
sollte in der Frühe des 5. April schon die vollendete Tatsache 
geschaffen sein. 

Landauer und ich zogen uns nun gesondert in ein Restaurant 
zurück, wo wir die Proklamation entwarfen. Ich verhehlte dabei 
Landauer nicht meine Befürchtung, daß die Begeisterung des 
Proletariats durch die Liste der Volksbeauftragten, ganz besonders 
durch den Namen Schneppenhorst, sehr beeinträchtigt werden 
könne. Landauer dachte darüber sanguinischer. Er meinte, die 
Ereignisse in Ungarn hätten bei uns gerade auch die revolutionären 
Arbeiter davon überzeugt, daß die Einigung des Proletariats möglich 
und notwendig sei. Die Mitwirkung der Rechtssozialisten beweise, 
daß auch sie wie ihre Gesinnungsgenossen in Budapest erkennen, 
daß ihnen kein anderer Weg mehr offenbleibe als die Annahme 
unserer Postulate, und was die Namen anlange, so sei es vollständig 
gleichgültig, wer unterzeichne. Indem das Proletariat selbst die 
Macht übernehme, könne es ja jeden Moment diejenigen Personen, 
die ihm nicht passen, durch seine Vertrauensleute ersetzen. 

An die Möglichkeit, daß etwa die KPD sich grundsätzlich 
ablehnend verhalten könne, dachte kein Mensch. Wir alle wußten, 
mit welcher Leidenschaftlichkeit das Münchener Proletariat Tag für 
Tag nach der Räterepublik rief, und so übersahen wir die Gefahr, die 
eine so willkürliche Form der Ausrufung, wie sie jetzt geplant war, in 
sich schloß. In der Sache selbst war mein Gedankengang so: Der 
Moment ist gegeben, wie er kaum wiederkehren wird: Generalstreik 
in Augsburg mit der strikten Forderung des Proletariats, zugleich 
Bruch des Übereinkommens mit dem Rätekongreß durch die 
Bourgeoisie. Das Proletariat unter dem frischen Eindruck der 
ungarischen Vorgänge. In  Braunschweig und Thüringen Unruhen mit 
der ausgesprochenen Tendenz zur bolschewistischen Rätediktatur. 
Benutzen wir die Situation, dachte ich mir, so ist Österreich zwischen 
den beiden Räterepubliken Ungarn und Bayern eingeklemmt. Das 
wird den Einfluß der Bauer und Adler brechen, und die Brücke wird 
hergestellt sein; wenn zugleich in Braun schweig und 
Mitteldeutschland Inseln entstehen, so wird unser Vorgehen auch 
das Signal zur allgemeinen deutschen Revolution geben, und die 
Herrschaft Ebert‐Scheidemann‐Noske muß zersplittern. Ich sah also 
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in der Etablierung der Räterepublik in Bayern ein eminent 
bedeutungsvolles Ereignis für die Weltrevolution. 

Am Abend waren etwa hundertfünfzig Personen im 
Sitzungssaal des Kriegsministeriums versammelt, darunter viele 
Mitglieder des RAR (unter denen, wie gesagt, ein starker Teil der 
Kommunistischen Partei angehörte), offizielle Vertreter der MSP, der 
USP, der Gewerkschaften, die Minister Schneppenhorst, Simon und 
Steiner (Landwirtschaftsminister), eine starke Abordnung des 
Bauernrates, Vertreter der Soldatenräte, Stadtkommandant, 
Polizeipräsident und so weiter. Die KPD war als solche offiziell nicht 
vertreten trotz dringender Einladung. Niekisch als Verhandlungsleiter 
erstattete Bericht. Über die Unvermeidlichkeit der Aktion bestand 
zunächst Einigkeit. Der Vertreter der Bauernschaft, Gandorfer, teilte 
die Bedingungen mit, unter denen seine Freunde sich beteiligen 
würden. Die brenzlichste unter ihnen verlangte, daß Grundbesitz 
unter tausend Tagwerk vorerst nicht sozialisiert werden dürfe. Man 
war, da ein Arbeiten gegen die Bauernschaft ganz ausgeschlossen 
schien, gezwungen, die Forderungen der Bauern anzunehmen. 
(Übrigens haben sich nach dem 13. April auch die Kommunisten 
diesen Bedingungen gefügt.) Ich hielt es für notwendig, den 
anwesenden Sozialpatrioten und lahmen Unabhängigen mit aller 
Deutlichkeit zu Gemüte zu führen, daß die Errichtung der 
Räterepublik nicht die Änderung einer Firma, sondern  die völlige 
Verwandlung des Systems bedeute, und setzte in einer längeren 
Rede auseinander, daß es nun gelte, wie in Ungarn alle 
Konsequenzen aus der Lage zu ziehen und das unzweideutige 
Bekenntnis zum Kommunismus abzulegen. Während ich die nächsten 
Maßnahmen erörterte, darunter die Errichtung einer Roten Armee, 
die Einsetzung eines Revolutionstribunals, die sofortige 
Nationalisierung der Banken und so weiter, wurde ich von einem 
Gewerkschaftsführer durch den Zwischenruf unterbrochen: »Mir 
graut, aber ich mache mit.« Mir schien darin die Erkenntnis der 
Schwäche dieser Leute zu sprechen, zugleich aber auch der ehrliche 
gute Wille, sich ins Unabänderliche zu fügen. Während der weiteren 
Verhandlungen erschienen drei mir unbekannte Männer im Saal, und 
der Vorsitzende teilte mit, daß eine Delegation der KPD das Wort 
verlange. 
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Zuerst sprach Genosse Schuhmann. Er erklärte zur 
grenzenlosen Überraschung sämtlicher Anwesenden, seine Partei 
protestiere gegen die Ausrufung der Räterepublik, die dieses 
Konventikel gar nicht beschließen dürfe, sondern die vom 
Rätekongreß angenommen werden müsse. Ich übernahm es, ihm 
sowie den beiden andern Sprechern der Partei zu antworten. 
Zunächst setzte ich noch einmal die Gründe auseinander, die 
schleuniges Handeln verlangen, erinnerte daran, daß sich der 
Rätekongreß als rückständige und willenlose Körperschaft erwiesen 
habe und daß der Zentralrat es sei, von dem jetzt die Initiative 
ausgehe, also durchaus die Instanz, die berufen sei, ein Provisorium 
zu schaffen, zu dem dann ein neuer auf Grund revolutionärer 
Rätewahlen einzuberufener Kongreß endgültig Stellung nehmen 
müsse. Als zweiter Redner der KPD behauptete Genosse Dietrich, die 
Massen seien gegen die Proklamation der Räterepublik. Er erregte 
damit das Gelächter der Versammlung, und ich erwiderte, daß diese 
Äußerung zeige, wie fremd er noch den Verhältnissen in Bayern 
gegenüberstehe, da seit Eisners Ermordung die Räterepublik die 
unausgesetzte laute Forderung des Proletariats  sei, wobei ich auch 
an die drohende Demonstration gegen den Rätekongreß am 28. 
Februar erinnerte. Dann erhielt »Genosse Niessen« das Wort, 
ebenfalls ein allen Anwesenden gänzlich Unbekannter, dessen 
Identität mit Eugen Leviné erst einige Tage später bekannt wurde. 
Seine Ausführungen waren weitaus ernster zu nehmen als die seiner 
Vorredner. Alle Argumente, die er ins Feld führte, richteten sich 
gegen ein Zusammenwirken mit den Sozialpatrioten. Er verwies auf 
die verräterische Haltung der Sozialdemokraten in Berlin, in 
Hamburg, vor allem in Bremen, griff den anwesenden Minister 
Schneppenhorst und den Stadtkommandanten Dürr persönlich so 
scharf an, daß unter den Mehrheitlern großer Unwille entstand und 
Schneppenhorst selbst beinahe handgreiflich geworden wäre. Meine 
Antwort lautete dahin, daß ich das Mißtrauen gegen die 
Mehrheitspartei vollkommen teile, daß es mir aber doch unzulässig 
erscheine, aus dem Verhalten dieser Partei in Norddeutschland ohne 
weiteres Analogieschlüsse zu ziehen und Leute als Verräter zu 
bezeichnen, ehe sie bewiesen hätten, daß sie welche seien. Im 
übrigen sei jedoch meine Meinung, daß, wenn jetzt ein neuer 
provisorischer Zentralrat und ein Rat der Volksbeauftragten 
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bestimmt werde, das für das Proletariat keineswegs bindend sei. Ich 
wünschte, daß morgen, gleich nachdem das Ereignis 
bekanntgegeben sei, die Massen auf der Theresienwiese 
zusammenkämen, uns allesamt zum Teufel jagten und das Weitere 
aus eigenem Ermessen den Personen übertrügen, denen sie 
Vertrauen entgegenbrächten. Daß jedoch ein Zusammengehen aller 
Parteien und sozialistischen Richtungen durchaus dem Wunsch des 
Proletariats entspreche, müsse ich nach dem Beweise, den Ungarn 
zur Zeit für die Möglichkeit dieser Einigung biete, bestimmt 
annehmen. Darauf verließ die Deputation den Saal. 

Die Erregung über diesen unerwarteten Zwischenfall war 
außerordentlich. Allgemein, auch unter den der KPD angehörenden 
Mitgliedern des RAR, hörte man die Ansicht, daß diese drei Männer, 
die niemand kannte, die auch  mir bei meinem früheren engen 
Zusammenwirken mit der Partei völlig fremd waren, unmöglich die 
Auffassung der kommunistischen Arbeiterschaft Münchens 
ausdrückten und daß sie, die einen Parteivorstand repräsentierten, 
der ohne Fühlung mit dem Proletariat sei, nur deswegen 
opponierten, weil sie die Räterepublik zu einer ihnen genehmen Zeit 
als reine Parteiaktion proklamieren wollten. Man fragte sich: Warum 
ist niemand trotz der dringenden Aufforderung zur 
Nachmittagssitzung gekommen? Warum schickt man jetzt statt 
Levien oder eines andern, jedem bekannten Parteigenossen diese 
drei eben von Norddeutschland herdirigierten Leute? Wer sind die 
drei? Wer ist es in Wirklichkeit, der sie bevollmächtigt hat? Über einen 
Punkt hatte keiner einen Zweifel: daß die kommunistische 
Arbeiterschaft im Augenblick, wo die Ausrufung der Räterepublik 
Tatsache wäre, eine negative Parole ihrer Führer einfach ignorieren 
und sich über die Köpfe der Parteileitung hinweg beteiligen und an 
der Spitze marschieren werde. Es ist auch heute noch meine 
Überzeugung, daß die Ausführung unserer Absicht, in der Frühe des 
5. April die Proklamation zu veröffentlichen, die Arbeiterschaft in 
völlig einiger Begeisterung hinter uns geführt hätte (was natürlich 
nichts gegen die prinzipielle Richtigkeit der Ablehnung durch die KPD 
besagt). 

Die erste Folge des Auftretens der Kommunisten stellte sich 
sofort ein. Die Sozialdemokraten erklärten, daß durch die 
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Gefährdung der Einigkeit, die Voraussetzung ihrer Mitwirkung 
gewesen sei, eine neue Situation geschaffen sei, und verlangten – 
etwa um Mitternacht – die Unterbrechung der Sitzung für eine 
Viertelstunde. Sie zogen sich zurück. Als sie nach einer vollen Stunde 
noch nicht im Saal waren, wurde die Verhandlung ohne sie 
fortgesetzt. Endlich erschienen sie. Die Vermutung, sie würden jetzt 
ihre Beteiligung verweigern, erwies sich als falsch. Für diesen Fall 
wollte Landauer die Proklamation kurzerhand durch den RAR 
vorschlagen. Durch den Mund Schneppenhorsts ließen die Herren 
verkünden, daß sie einen Aufschub  der Proklamation um 
achtundvierzig Stunden verlangten, um inzwischen die Provinz 
vorzubereiten. Es sei zu befürchten, daß das Militär in Nordbayern 
sich zu reaktionären Handlungen aufputschen lasse. Deshalb müsse 
er (Schneppenhorst) zunächst nach Nürnberg reisen. Da er das II. 
und III. bayerische Armeekorps völlig in der Hand habe, könne er 
dann garantieren, daß ganz Nordbayern treu zur Räterepublik stehen 
werde. Wir Radikalen protestierten mit der äußersten Heftigkeit 
gegen die Verschleppung, besonders scharf wandte sich Landauer 
dagegen mit der Begründung, daß nur die Überrumpelung der 
Bourgeoisie rasche Sicherungsmaßnahmen der Reaktion verhindern 
könne. Er deutete übrigens an, daß er nun auch ein gewisses 
Mißtrauen gegen die Ehrlichkeit Schneppenhorsts gefaßt habe, und 
ermahnte diesen, daß man ein ausgesprochenes Wort nicht in seinen 
Mund zurückrufen könne. Schneppenhorst bekräftigte seine 
Zuverlässigkeit durch den Ausspruch, er verpfände seinen Kopf 
dafür, daß er in Nürnberg nur für die Räterepublik wirken werde. Eine 
starke Unterstützung in unserer Forderung, ohne Aufschub zu 
handeln, fanden wir in einem Bauernrat, dem Redakteur Kübler, der 
in einer ausgezeichneten Rede ganze und rasche Arbeit forderte. Die 
Mehrheitler wurden jedoch unterstützt von einigen rechten 
Unabhängigen. Der einzige, der aus der Situation den Schluß zog, 
man solle die ganze Aktion um einige Wochen vertagen, war Dr. 
Wadler, der sich dafür den Unwillen von allen Seiten zuzog. Die 
Abstimmung ergab eine Mehrheit für die Vertagung um 
achtundvierzig Stunden. Ich sah in diesem Augenblick mit großer 
Deutlichkeit die Gefahr, die in dieser Verzögerung lag, und wollte 
jetzt noch auf Landauers Anregung zurückkommen, nämlich den 
»Revolutionären Arbeiterrat« veranlassen, die Sitzung zu verlassen, 
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sich sofort mit der KPD in Verbindung zu setzen, um in Gemeinschaft 
mit ihr in der Frühe des Tages ein fait accompli zu schaffen. Leider 
brachte mich Landauer wieder von dieser Idee ab. Wie ich die Dinge 
heute rückschauend  ansehe, war es der einzige Weg, aus einer 
verfahrenen Situation mit einer revolutionären Tat 
herauszukommen. Die revolutionäre Vorhut des Proletariats hätte 
einig gehandelt, und dem Verrat wäre von Anfang an kräftig 
vorgebeugt worden. Wir fügten uns also dem Beschluß. 

Die am Nachmittag festgesetzte Liste der Volksbeauftragten 
wurde nun zunächst kassiert, und es wurde beschlossen, die 
achtundvierzig Stunden möglichst gründlich zur Bearbeitung der 
Provinz zu benutzen. Gleich in der Frühe des Tages sollten Delegierte 
ins Land gesandt werden, um alles vorzubereiten. Nach Nürnberg 
wurde außer Schneppenhorst noch der Unabhängige Minister Simon 
geschickt, und ich erhielt den speziellen Auftrag, ebenfalls dorthin zu 
fahren, um mit der Nürnberger Ortsgruppe der KPD über deren 
Mitwirkung zu verhandeln und sie womöglich zu bewegen, einen 
Volksbeauftragten zu stellen. 

Die Sitzung wurde erst spät in der Nacht beendet. Ich mußte 
von dort noch mehrere entfernt wohnende Genossen in dem 
einzigen Auto, das zur Verfügung stand, heimbegleiten, dann auf der 
Polizei Fahrtausweise besorgen und telefonisch reservierte 
Eisenbahnplätze bestellen. So kam ich erst gegen fünf Uhr früh heim. 
Um acht Uhr saß ich bereits im Schnellzug nach Nürnberg, und zwar 
im gleichen Abteil, in dem auch Schneppenhorst und Simon fuhren. 
Es befanden sich noch weitere Delegierte bei uns, unter anderen die 
Genossen Hagemeister und Sauber, die nach Würzburg geschickt 
wurden. Politische Gespräche wurden unterwegs so gut wie nicht 
geführt. Nur erinnere ich mich, daß Schneppenhorst die Bedingungen 
der Bauern kritisierte und die Schonung der Grundstücke unter 
tausend Tagwerk als eigennützige Forderung Gandorfers 
denunzierte, dessen Besitz achthundert Tagwerk groß sei. – In 
Nürnberg wurde ich von den telefonisch verständigten Genossen der 
KPD am Bahnhof abgeholt Ich habe von dem Augenblick an, als die 
Genossen mich  begrüßten, Schneppenhorst erst im Juli im 
Gerichtssaal wiedergesehen. 
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In Nürnberg blieb ich den ganzen Tag in Gesellschaft der 
Genossen. Ich wurde in der Wohnung eines von ihnen aufgenommen, 
wo Telefon war, und die Ausschußmitglieder der Ortsgruppe wurden 
hier zu einer Sitzung zusammengerufen, zu der ich zugezogen 
wurde. Zunächst erkundigte ich mich nach der Persönlichkeit 
Schneppenhorsts. Der Bescheid, den mir die Genossen über seine 
moralischen und politischen Qualitäten gaben, war derartig, daß ich 
sofort an den RAR telefonierte, daß Schneppenhorst an der 
Organisation der Räterepublik unter keinen Umständen und an 
keinem Posten zugelassen werden dürfe. Ich müsse meine 
Beteiligung am Ganzen davon abhängig machen. Alsdann 
formulierten die Genossen unter meinem Beistande die 
Minimalforderungen der Ortsgruppe Nürnberg der KPD. Sie 
entsprachen fast wörtlich den nachher von der USP (Toller) 
eingebrachten Forderungen. Ich verpflichtete mich persönlich, diese 
Bedingungen als die meinigen anzuerkennen. Am Abend desselben 
Tages reiste ich in Gesellschaft Tollers, der zufällig in Nürnberg war 
und über die Münchener Ereignisse erst von mir unterrichtet wurde, 
nach München zurück, in der Gewißheit, daß die Nürnberger 
Kommunisten eine völlig entgegengesetzte Auffassung hatten als die 
Münchener Führer und daß am folgenden Tage zwei von ihnen zur 
persönlichen Information nach München kommen würden. – Ich 
fand, als ich in später Nacht ins Wittelsbacher Palais kam, dort noch 
eine Anzahl von Genossen versammelt und erfuhr von ihnen, daß 
Wadler die bevorstehende Proklamation in einer öffentlichen 
Versammlung angekündigt habe, was mit jubelnder Begeisterung 
aufgenommen worden sei. 

Nach sehr kurzem Nachtschlaf mußte ich am Morgen des 6. 
April an einer Sitzung des »Revolutionären Arbeiterrats« teilnehmen, 
wo die Stimmung auch bei den Mitgliedern der KPD sehr optimistisch 
war. Ich erfuhr, daß  soeben in einem öffentlichen Saal eine 
Generalversammlung der KPD stattfinde, und ging in Begleitung 
eines alten Genossen der Partei dorthin. Obwohl ich ja kein Mitglied 
war, wurde ich von den Aufsicht führenden Genossen mit einem 
Scherzwort ohne Umstände eingelassen. Im Saal mögen etwa 
sechshundert Personen anwesend gewesen sein. Ich ging, während 
Genosse Niessen (Leviné) sprach, zum Vorstandspodium hinauf und 
bat Levien, mir außer der Reihe das Wort zu erteilen, da ich der 



 52

Versammlung eine wichtige Meldung von ihren Nürnberger 
Parteigenossen zu überbringen habe. Zu meinem Erstaunen machte 
Levien zuerst große Schwierigkeiten und protestierte dagegen, daß 
ich in eine geschlossene Mitgliederversammlung eingedrungen sei. 
Ich verlangte jedoch, daß die Mitglieder darüber entscheiden sollten, 
ob ich angehört werde. Als Messen geendet hatte, teilte Levien der 
Versammlung mit, daß ich da sei, obwohl ich nicht eingeschriebenes 
Mitglied sei. »Mühsam ist mein persönlicher Freund, aber mein 
politischer Gegner«, erklärte er zur allgemeinen Überraschung. Die 
Versammlung gab durch lautes Murren und durch Rufe ihren Willen 
kund, mich zu hören. So erhielt ich das Wort und gab Bericht über 
meine Nürnberger Mission. Ich erzählte dabei, welche Mitteilung ich 
über Schneppenhorst empfangen habe, verlas die Bedingungen der 
Nürnberger KPD‐Ortsgruppe und erklärte, daß meine Mitwirkung nur 
in Frage komme, wenn diese Bedingungen erfüllt und die Person 
Schneppenhorsts von jeder öffentlichen Betätigung entfernt würde. 
Der starke Beifall, der meiner Rede folgte, bewies mir, daß die 
Mitglieder der KPD keinesfalls der Meinung seien, die die Deputation 
der Partei im Kriegsministerium vertreten hatte. Nach mir wurde das 
Wort wieder dem Genossen Niessen erteilt, der mich heftig angriff 
und mir vorwarf, daß ich tags zuvor mit demselben Schneppenhorst, 
den ich jetzt herunterkanzle, nicht bloß gemeinsame Sache gemacht, 
sondern sogar zu gemeinschaftlicher Agitation mit ihm nach 
Nürnberg gereist sei. Ich suchte diese Entstellung  durch 
Zwischenrufe zu berichtigen, erreichte aber nur, daß sie in noch weit 
gröberer Form von neuem behauptet wurde. Das erregte mich 
dermaßen, daß ich meine Nerven verlor. Ich fühlte meine reine Sache 
vor den nächsten Genossen, die ich zuerst überhaupt revolutionär 
aufgeklärt hatte, besudelt und verließ in großer Erregung den Saal. 
Damit beging ich den entscheidendsten Fehler. Wäre ich geblieben, 
so wäre mir gewiß Gelegenheit gegeben worden, meine Haltung 
gerade Schneppenhorst gegenüber voll zu rechtfertigen, und auch 
Genosse Leviné hätte sich sicher überzeugt, daß er falsch 
unterrichtet war und daß ich in Nürnberg nicht gemeinsame Sache 
mit Schneppenhorst machte (mit dem ich rein zufällig im selben 
Kupee gefahren war), sondern mit seinen eigenen Parteigenossen 
von der KPD. Übriggeblieben wäre die sachliche Differenz, und bei 
der großen Beliebtheit, die ich bei den Kommunisten genoß, wäre, 
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auch wenn wir zu keiner Einheitlichkeit im Handeln gekommen 
wären, der Konflikt auch in den folgenden Tagen in weniger 
erbitterter Form ausgetragen worden. So aber ließ ich mich von 
meiner durch Überanstrengung und Übermüdung gesteigerten 
Reizbarkeit verleiten fortzugehen und erweckte dadurch bei den 
Genossen selbst den Verdacht, aus Schuldgefühl der Rechtfertigung 
gegen die Vorwürfe Niessens auszuweichen. Ich selbst war mir 
jedoch über diese Wirkung meines Verhaltens keineswegs im klaren, 
glaubte im Gegenteil nach der Zustimmung der KPD‐Mitglieder zu 
meiner Rede und nach der Unruhe, mit der die Reden der Genossen 
Levien und Niessen angehört waren, daß die Masse der 
kommunistischen Proletarier die Weigerung ihrer Führer nicht 
billigten und die Beteiligung an der Räterepublik erzwingen würden. 

Am Abend dieses Tages (Sonntag) trat die Versammlung vom 
Freitagabend in etwas anderer Zusammensetzung im Wittelsbacher 
Palais, und zwar im Schlafzimmer der früheren Königin, wieder 
zusammen, um die endgültige Proklamation der Räterepublik 
vorzunehmen. Von den  Ministern der Mehrheitspartei war keiner 
mehr dabei. Es hatte inzwischen in München ein 
sozialdemokratischer Gautag getagt, dessen Abstimmung über die 
Beteiligung ein zweifelhaftes Resultat ergeben hatte. Ob sich die 
Herren Segitz und Endres deswegen unsicher gefühlt haben oder ob 
sie gleich ihrem Kollegen Schneppenhorst bereits direkt am Werke 
der Gegenrevolution arbeiteten, bleibe dahingestellt. Die Partei war 
nur durch einige weniger prominente Funktionäre vertreten, die sich 
ziemlich schweigsam und abwartend verhielten. Dagegen hatte die 
USP ihre aktivsten Führer geschickt, und Toller, der schon im 
Rätekongreß zum Nürnberger Kompromiß in Opposition gestanden 
und nachträglich einen Mißbilligungsbeschluß dagegen in einer 
Münchener Parteiversammlung durchgedrückt hatte, trat als ihr 
Hauptwortführer auf. Der »Revolutionäre Arbeiterrat« war fast 
vollzählig da, und eine Anzahl seiner der KPD angehörenden 
Mitglieder erklärten, auch über einen Parteibeschluß hinweg 
mitarbeiten zu wollen. Die beiden von Nürnberg erwarteten 
Genossen erschienen zwar, aber nur, um mir persönlich mitzuteilen, 
daß sie nach Rücksprache mit den führenden Münchener 
Kommunisten ihre Zustimmung zurückziehen müßten. 
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Ich hatte mir inzwischen überlegt, daß angesichts des 
Mißtrauens der Kommunisten noch weiter reichende Sicherungen 
getroffen werden müßten, als sie in Nürnberg vereinbart waren und 
als ich den kommunistischen Genossen garantiert hatte. Ich 
verlangte daher für meine eigene Person über die Ablehnung 
Schneppenhorsts hinaus, daß kein einziger Mehrheitssozialist und 
kein einziges Mitglied des bisherigen Ministeriums – auch die 
Unabhängigen nicht – in den Rat der Volksbeauftragten 
aufgenommen werden dürfe. Da mein Einfluß auf den RAR bekannt 
war und es jedem einleuchtete, daß die Abstinenz dieser 
Körperschaft die ganze Aktion zersprengen würde, erklärte Niekisch, 
daß die Sache nicht an Personenfragen scheitern dürfe. Mit 
Ausnahme der Bauernvertreter, deren  Auswahl dem Bauernrat 
überlassen werden sollte, wurde daher meinem Verlangen gemäß 
entschieden. Es wurde alsdann die Umkonstituierung des 
provisorischen Zentralrats vorgenommen, dessen Vorsitzender 
Niekisch blieb, der aber durch Delegierung von sechs Mitgliedern des 
RAR ein entscheidendes Übergewicht nach links erhielt. Die Wahl der 
Volksbeauftragten war überaus schwierig, und nur die Betonung des 
provisorischen Charakters aller vorläufigen Maßnahmen ließ die 
Verlegenheits‐Improvisation erträglich erscheinen. Für die auswärtige 
Politik wurde wieder Mühlon vorgeschlagen. Ich erreichte durch den 
Hinweis darauf, daß dieser Posten von einem Mann besetzt werden 
müsse, der unbedingtes Vertrauen in Rußland und Ungarn besitze, 
seine Ablehnung. Darauf empfahl der RAR mich. Es wurde die 
Befürchtung ausgesprochen, daß ich eine zu aggressive Politik gegen 
das Ebertsche Deutsche Reich treiben würde, und da ich die größte 
Rücksichtslosigkeit gegen diese Bourgeoisie‐Republik noch 
ausdrücklich empfahl und für den Fall meiner Wahl versprach, fiel 
auch ich durch. Darauf präsentierte die USP aus ihren Reihen einen 
Genossen Dr. Lipp, der außer seinen Parteigenossen fast niemandem 
bekannt war. Da seine außerordentliche Bewandertheit in der 
internationalen Politik sehr gerühmt wurde, da er selbst sich als 
unbedingter Anhänger des Sowjetsystems bekannte und da man 
sonst nicht wußte, wen man wählen sollte, wählte man ihn auf 
Verantwortung der USP. Für das Innere wurde der Unabhängige 
Soldmann bestimmt, da er als links orientiert galt. Für den Verkehr an 
Stelle des bürgerlichen Herrn v. Frauendorf er, den Eisner als 
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Fachmann in sein Kabinett geholt hatte und der bist jetzt auf seinem 
Posten geblieben war, Genosse Paulukum, der, obwohl unabhängig 
organisiert, eines der radikalsten Mitglieder des RAR war. Für die 
Justiz erwählte man in Ermangelung eines Geeigneteren das Mitglied 
des Bauernrats Kübler, dessen Rede im Kriegsministerium ihm 
Vertrauen bei den Revolutionären erworben hatte. Das Finanzressort 
zu übernehmen, hatte  Professor Jaffé energisch abgelehnt, wie er 
überhaupt die Beteiligung an der Räterepublik vorläufig verweigerte. 
Landauer und ich schlugen den Physiokraten Silvio Gesell vor, dessen 
umfassendes Wissen auf dem Gebiete des Geldwesens und dessen 
lautere anarchistische Gesinnung uns bekannt war. Überdies schien 
uns die Praktizierung seiner Freigeldtheorie bei gleichzeitiger 
Nationalisierung der Banken ein besonders wirksames Mittel, die 
Ausbeutung und den Zinswucher beschleunigt unmöglich zu machen. 
Die Mehrheitler sagten zu allem ja und schluckten auch diesen 
Brocken, wie sie schon den von der USP eingebrachten, sich mit den 
Nürnberger Forderungen in allem Wesentlichen deckenden 
kommunistischen Grundsätzen zugestimmt hatten. Für die 
Volkswohlfahrt wurde Genosse Hagemeister gewählt, der noch nicht 
von Würzburg zurück war, für Volksaufklärung Gustav Landauer. Am 
schwierigsten gestaltete sich die Wahl des Volksbeauftragten für das 
Militärwesen. Ich verlangte mit der größten Schärfe, daß nur einem 
absolut zuverlässigen kommunistischen Revolutionär der Befehl über 
die Waffen anvertraut werden dürfe. Die Gewehre, sagte ich, 
schießen immer nach links. Daher darf der Mann, der über sie 
verfügt, links von sich niemanden mehr vorfinden. Ich hoffte immer 
noch, Levien werde zu bewegen sein, den Posten zu übernehmen. 
Vorerst jedoch mußte ein anderer gefunden wer den. Wir wählten 
den Genossen Killer, der zwar bei der USP, aber eines der radikalsten 
und zuverlässigsten Mitglieder des Soldatenrats war. 

In der Nacht erschien der offizielle Abgesandte der KPD, 
Genosse Levien. Er gab keine Erklärungen ab, sondern legte den 
Versammelten im Namen seiner Partei eine Reihe scharf formulierter 
Fragen vor, die alle präzis beantwortet wurden. Ich nahm den 
Genossen nachher beiseite, stellte ihm die Situation vor, wies 
daraufhin, daß wir die Mehrheitler aus der eigentlichen Regierung 
völlig herausgedrängt, ihren Einfluß im Zentralrat derart geschwächt 
hätten, daß sie immer in der Minorität bleiben  müßten, erinnerte ihn 
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an das Verlangen der Massen, an Ungarn, an die Gesamtlage des 
politischen Geschehens, die ein Zurück nahezu unmöglich mache, da 
es der Reaktion einen ungeheuren moralischen Halt geben müßte, 
zeigte ihm die Gefahr, bei der Passivität der Kommunisten 
Halbkommunisten kommunistische Politik treiben zu lassen, und 
legte ihm dar, wie stark der revolutionäre Gedanke bei den Massen 
gekräftigt würde, wenn er als Volksbeauftragter die Bilder einer 
Roten Armee in die Hand nähme. Levien schien mir grundsätzlich 
nicht abgeneigt, meine Gedankengänge zu akzeptieren, erklärte 
aber, daß er erst seine Partei fragen müsse. Erging dann und kam 
nicht wieder. 

Es mußten nun die ersten Maßnahmen für die Proklamation 
selbst getroffen werden. Ein Aufruf an das Proletariat wurde 
abgefaßt (meines Wissens von Niekisch), unter den ich auf Verlangen 
auch meine Unterschrift setzte. Dieser Aufruf hatte eine unglückliche 
Fassung, die noch mehr an allem verdarb, als schon verdorben war. 
Der Montag (7. April) wurde zum »Nationalfeiertag« erklärt, woran 
die Kommunisten natürlich gleich einhakten, um eine Verletzung 
unserer Internationalität daraus zu machen. Ferner wurde das 
Standrecht proklamiert. Landauer hatte das verlangt, aber zugleich 
dargelegt, daß der Ausnahmezustand selbstverständlich nur für die 
Bourgeoisie Geltung haben solle, um die proletarische Diktatur 
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Diese Einschränkung wurde aber 
im Wortlaut übersehen, so daß am anderen Tage die Arbeiterschaft 
glaubte, unter Standrecht zu stehen. – Ferner sollte sofort ein 
gleichlautendes Funkentelegramm nach Budapest und Moskau 
aufgegeben werden. Ich bekam den Auftrag, es abzufassen und mit 
Dr. Lipp zusammen für den Zentralrat zu zeichnen. – Die Zeitungen 
wurden noch in der Nacht besetzt. Endlich wurde verfügt, daß um 
zwölf Uhr mittags die Glocken geläutet werden sollten und daß um 
diese Zeit auf allen öffentlichen Plätzen ein Redner zur Bevölkerung 
sprechen sollte. Die Stillegung der Arbeit für  den nächsten Tag 
wurde ebenfalls sofort beschlossen und durch Anschläge 
bekanntgegeben. Noch in der Nacht stellte sich heraus, daß der 
Verrat sich bereits jetzt in dem Umkreis der neuen Regierung 
eingenistet hatte. In den Morgenstunden wurde die ausgelegte 
Präsenzliste vermißt. Sie fand sich nicht wieder, obwohl eine 
Taschenvisitation bei den Anwesenden vorgenommen wurde. 
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Ich übernahm es, die Funksprüche persönlich aufzugeben, und 
kam damit gegen sieben Uhr früh am Montag beim Funkenturm an. 
Die Führer der Funkerabteilung riefen, nachdem die Telegramme 
abgesandt waren, alle Mannschaften zusammen, und ich mußte eine 
Ansprache halten, die mit großem Jubel aufgenommen wurde. 
Gegen neun Uhr kam ich endlich zu Hause an, mußte jedoch schon 
um zwölf Uhr an einem der Hauptplätze Münchens sein, um zu 
sprechen. Meine eigene Begeisterung war schon durch den 
bisherigen Gang der Sache stark niedergedrückt worden. Als ich jetzt 
die Stimmung in der Münchener Bevölkerung beobachtete, ging sie 
in Pessimismus über. Wohl war das Leben bewegter als gewöhnlich, 
aber es lag eine gewisse Schwüle über der Atmosphäre, eine 
beängstigende Stille, die auf argwöhnisches Abwarten schließen ließ. 
Am Stachus bestieg ich eine Bank. Eine große Menschenmenge 
drängte sich um mich, aus der zunächst antisemitische Rufe laut 
wurden. Die Reaktion hatte schon die Witterung, daß das Proletariat 
uneinig geworden sei, und traute sich trotz der 
Standrechtsverkündigung vor. Unter der Menge bemerkte ich bald 
einen KPD‐Genossen vom RAR, der meine Rede, lebhaft assistiert von 
den nationalen Studenten, dauernd durch Zwischenrufe unterbrach 
und die Menge aufforderte, dieser Räteregierung die Gefolgschaft zu 
verweigern. Die Festrede, die ich halten sollte, verwandelte sich in 
eine Rechtfertigungsrede. Es traten Diskussionsredner gegen mich 
auf, nämlich der erwähnte RAR‐Genosse und dann ein älterer Mann, 
der die Behauptung aufstellte, ich hätte während des Krieges 
Gedichte auf den deutschen Kaiser  gemacht. Als ich den Verleumder 
aufforderte, Beweise zu erbringen, weigerte er sich. Ich verlangte 
dann, er solle sich legitimieren, was er erst unter dem Druck der 
Umstehenden tat. Dann nahm er alles zurück. Die ganze Situation 
war äußerst unerquicklich. Ein großer Teil der Umstehenden nahm 
zwar entschieden für mich Partei, geleitete mich dann zu einem Auto 
und bereitete mir bei der Abfahrt eine Ovation. Aber ich hatte das 
bittere Gefühl, mich in ein schlimmes und dummes Abenteuer 
eingelassen zu haben, wenngleich ich immer noch nicht einsah, worin 
mein eigener Fehler lag, und die ganze Schuld am Ausgleiten der 
Revolution dem Verhalten der KPD zuschob. 

Am Nachmittag trat der neue provisorische Zentralrat im 
Landtagsgebäude zusammen. Die Diskussion drehte sich darum, wie 
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die Einigkeit des Proletariats zu erreichen sei. Das Verhalten der KPD 
wurde allgemein damit erklärt, daß sie statt einer Rätediktatur, wie 
wir sie durch die Anberaumung der Neuwahl sämtlicher Räte 
raschestens herbeiführen wollten, die Diktatur ihrer Partei erstrebe 
und deshalb jede Aktion, die nicht ihrer Initiative entspränge, von 
vornherein zu sabotieren versuche. Während einzelne Redner rieten, 
die Partei links liegenzulassen und nötigenfalls auch gegen sie zu 
operieren, verlangte der RAR mit größter Entschiedenheit, daß eine 
Verständigung mit der KPD, koste es, was es wolle, herbeigeführt 
werden müsse, da wir einen Kampf gegen die besten Kräfte der 
Revolution unter keinen Umständen mitmachen könnten. Man 
wußte, daß zu gleicher Zeit in einem großen Saale eine öffentliche 
Versammlung der KPD stattfand, und ich erhielt den Auftrag, mit 
noch zwei Genossen vom RAR hinzufahren und zu verhandeln. Vor 
allen Dingen sollte ich die Bedingungen ermitteln, die die Partei 
stelle, um sich zu beteiligen. In der Erwartung, man werde die 
Ausschließung der Mehrheitler und Gewerkschaftsführer aus dem 
Zentralrat, die Neubenennung des Rats der Volksbeauftragten und 
vielleicht die sofortige Einberufung des Rätekongresses fordern, und 
in der festen Absicht, die Forderungen der  Partei zu meinen eigenen 
zu machen, kam ich in der Versammlung an und ging, während 
Genosse Leviné sprach, aufs Podium. Kaum jedoch hatte die Menge 
mich bemerkt, als ein ungeheurer Lärm entstand. Ich hörte Rufe wie 
Verräter! Schuft! Volksbetrüger! etc. und wurde tätlich insultiert. 
Unter dem Schutz einiger Genossen, die nicht alle Besinnung verloren 
hatten, gelangte ich hinaus und entging der Gefahr, zerrissen zu 
werden. Einer meiner Begleiter wurde schwer mißhandelt (übrigens 
selbst ein Mitglied der KPD). Dieser Vorfall machte einen 
niederschmetternden Eindruck auf mich, da ich mit einer solchen 
Stimmung im Proletariat überhaupt nicht gerechnet hatte. Es stellte 
sich nachher heraus, daß den Arbeitern eingeredet worden war, ich 
sei mit Schneppenhorst nach Nürnberg gefahren, um mit ihm das 
nordbayerische Militär gegen das Münchener Proletariat 
scharfzumachen. 

So waren alle Versuche, mit den führenden KPD‐Genossen auch 
nur zu einer Aussprache zu kommen, gescheitert. Sie waren am 
Nachmittag des 4. April, als ein Wort von ihnen genügte, um die 
ganze Aktion hinfällig zu machen, nicht erschienen, hatten am Abend 
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drei völlig unbekannte Genossen entsandt, die für die Weigerung der 
Partei ein paar so unzutreffende Argumente ins Feld führten, daß 
niemand glaubte, daß sie damit den Willen der Massen ausdrückten, 
hatten in der entscheidenden Nachtsitzung zum 7. April Levien statt 
mit Forderungen mit Fragen vorgeschickt und hatten nun, als es 
schon völlig unmöglich war, etwas rückgängig zu machen, den 
besten Teil des Proletariats in wilden Haß gerade gegen die 
revolutionärsten Teilnehmer der Aktion versetzt. Ich war nach dem 
Empfang in der Versammlung nahe daran, alles hinzuwerfen, mich 
vollkommen zurückzuziehen und den Dingen ihren Lauf zu lassen. 
Die Freude an der Arbeit war mir gründlich vergällt. Schließlich siegte 
aber in mir die Erwägung, daß ich jetzt nicht fahnenflüchtig werden 
dürfe. Landauer, mit dem ich sonst in fast allen Dingen einigging, 
stand der Kommunistischen Partei ganz anders gegenüber als ich. Ihn 
verband nicht mit ihr die lange gemeinsame Arbeit, und er glaubte 
nicht, daß hinter der Partei wirklich starke Schichten des 
revolutionären Proletariats ständen. Er nahm daher den Widerstand 
der Partei an und für sich nicht so schwer wie ich. Den Mehrheitlern 
und einem Teil der Unabhängigen war dieser Widerstand geradezu 
angenehm. Sie glaubten dadurch die Möglichkeit zu gewinnen, mit 
ihrem Hang zu reformistischer Politik im Zentralrat durchzudringen. 
Vor allem erhielten die Sozialdemokraten bei allen Vorhaltungen 
wegen der Verrätereien einzelner ihrer Parteigenossen, die jetzt 
schon bemerkbar wurden, Gelegenheit, sich darauf hinauszureden, 
daß ihre Zusage von vornherein auf der Voraussetzung fußte, daß das 
Proletariat geeinigt vorgehe. Da sich die KPD ausschließe, fühlten 
auch sie sich nicht mehr gebunden. Es steht für mich zweifellos fest, 
daß es diesen Herrschaften, falls die KPD eine andere Stellung 
eingenommen hätte, nicht möglich gewesen wäre, derartig zu 
schaden, wie sie taten, und alle durchgreifenden Beschlüsse, die sie 
selbst mit annehmen halfen, bei der Ausführung zu sabotieren. 

Die Wirkungen des Fernbleibens der KPD wurden überall 
spürbar. Der »Revolutionäre Arbeiterrat«, der bisher stets 
geschlossen gehandelt hatte, zersplitterte, da die KPD die ihr 
angehörenden Mitglieder des RAR aufforderte auszutreten. Ein Teil 
fügte sich nicht, so daß unter der Anhängerschaft der KPD selbst 
schwere Konflikte entstanden. Das war auch unter den Massen der 
Fall. Sehr viele Kommunisten bekannten, daß sie die Haltung der 
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Partei mißbilligten, und traten aus oder handelten gegen die 
Weisungen der Zentrale. Aus der Provinz wurden die gleichen 
Erscheinungen gemeldet. So trat in der KPD Nürnberg am ersten 
Tage der Riß ein. Schlimmer war aber, daß die offene Uneinigkeit im 
revolutionären Proletariat die Haltung der Soldaten ungünstig 
beeinflußte. Ich habe später zum Beispiel erfahren, daß in Nürnberg 
ein Korpsführer mit zweitausend Mann sich den Kommunisten für 
alle Eventualitäten zur Verfügung gestellt hatte. Am Tage  darauf 
erklärte der Mann, daß er und seine Leute angesichts der Tatsache, 
daß die Kommunisten selbst sich der Räterepublik feindlich 
gegenüberstellten, sich ihre Stellung vorbehalten müßten. 
Schneppenhorst bearbeitete die Soldaten mit dem Argument gegen 
die Räterepublik, daß die Kommunisten ja selbst den Schwindel nicht 
mitmachten, und konnte damit reaktionäre Geschäfte machen. 

Ich sah infolge aller dieser Dinge ein, daß ich unbedingt auf 
meinem Platz aushalten mußte und keine andere Pflicht hatte, als die 
Politik der Räterepublik im kommunistischen Sinne zu beeinflussen 
und trotz allem zu versuchen, die Kommunisten noch zur Mitwirkung 
zu bringen, eventuell sogar sie zu unserer gewaltsamen Aushebung 
zu veranlassen, um selbst Ordnung zu schaffen. Der Verleumdung 
gegen mich trat ich in einer öffentlichen Erklärung entgegen. 

Noch am Abend des 7. April kam Genosse Killer in den 
Zentralrat mit der Erklärung, daß er den Posten als militärischer 
Volksbeauftragter niederlege, da er für einen Revolutionär keine 
Möglichkeit sehe, gegen oder ohne die KPD eine Rote Garde 
aufzustellen. Es gelang erst nach einigen Tagen, an seiner Stelle das 
Mitglied des Landessoldatenrats Wilhelm Reichhardt zu gewinnen, 
der Mitglied der KPD war, dann aber wegen Disziplinverletzung 
ausgeschlossen wurde. (Nach der Übernahme der Macht durch die 
Kommunisten berief die Partei ihn jedoch wieder auf denselben 
Posten.) 

Wie in München, so zeigte sich auch im Lande ein sehr 
unterschiedliches Verhalten der Arbeiterschaft. Südbayern schloß 
sich fast ganz der Rätebewegung an. Aus Nordbayern kamen 
Zustimmungstelegramme nur vereinzelt. Nürnberg, das die 
Bewegung im Norden tragen mußte, versagte infolge der Uneinigkeit 
unter den Kommunisten. Besonders schlimm war, daß Augsburg, 
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dessen Proletariat der eigentliche Urheber von allem war, in den 
ersten Tagen abfiel. 

Auf Wunsch des Zentralrats sollte ich dem Volksbeauftragten  
für auswärtige Politik zur Hand gehen und in seinem Ressort das 
Referat für Rußland und Ungarn übernehmen. Ich veranlaßte als 
allererstes die Befreiung der immer noch in Bayern im 
Konzentrationslager zurückgehaltenen russischen Gefangenen, kam 
aber nicht mehr dazu, darüber hinaus irgendwelche Tätigkeit zu 
entfalten. Die nähere Beobachtung des Volksbeauftragten Dr. Lipp 
überzeugte mich am ersten Tage, daß ein Zusammenarbeiten mit ihm 
für mich unmöglich war. Ihm war offensichtlich die neue Würde in 
krankhafter Weise zu Kopf gestiegen, und er beging ganz 
unglaubliche und höchst kompromittierende Lächerlichkeiten. Ich 
machte Landauer darauf aufmerksam, und da auch von andern 
Seiten die unqualifizierbare Politik des Mannes bemerkt wurde, 
veranlaßte ihn der Rat der Volksbeauftragten zum Rücktritt. Unter 
der Hand wurde mir jetzt der Posten von neuem angetragen. Ich 
lehnte aber ab, da ich mich nicht noch mehr als bisher in Gegensatz 
zu den Genossen stellen wollte, die ich nach wie vor als meine 
nächsten Gesinnungsfreunde betrachtete. Nur um die 
Gefangenenfrage wollte ich mich weiterhin persönlich bekümmern, 
wozu mir jedoch auch keine Zeit mehr blieb. Als im Laufe der Woche 
eine Abordnung der gefangenen Russen im Zentralrat erschien, 
begrüßte ich sie, und es wurde ausgemacht, daß am 15. April ein 
Kongreß der russischen Gefangenen unter meinem Vorsitz 
stattfinden sollte, bei dem mit ihnen selbst die Formen gefunden 
werden sollten, wie sie fortan als Gäste zu behandeln und 
dementsprechend, solange ihr Abtransport unmöglich sei, 
unterzubringen und zu beschäftigen seien. Meine Verhaftung 
verhinderte das Zustandekommen dieser Tagung. 

Die Arbeit der Räteregierung war ungeheuer schwierig. Auf der 
einen Seite arbeitete die KPD mit Hochdruck gegen uns, auf der 
andern schlugen die Sozialdemokraten die Taktik ein, jeden noch so 
revolutionären Beschluß anzunehmen und seine Ausführung zu 
hintertreiben. Landauer war in seinem Ressort beschäftigt, und die  
Aufgabe, die notwendigen revolutionären Beschlüsse zu vertreten 
und durchzusetzen, ruhte fast allein auf meinen Schultern. Nur die 
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paar Mitglieder des RAR standen unbedingt hinter mir. Die 
Unabhängigen bekundeten in allem eine Passivität, daß man 
verzweifeln konnte. Ich war froh, als die KPD mit der Forderung an 
den Zentralrat herantrat, die Funkenstation zum Verkehr mit Moskau 
und Budapest unkontrolliert benutzen zu können. Es war nicht 
einfach, ihnen die Bewilligung dazu zu erkämpfen. Es gelang mir 
aber, und ich hoffte nun, daß von Moskau Direktiven an die Partei 
gegeben würden, die sie zur Aufgabe ihrer Obstruktion und zum 
aktiven Eingreifen bewegen würden. 

Die unausgesetzte Forderung der Mitglieder des RAR war die 
Bewaffnung der Arbeiterschaft, die sich indessen durch die mehrere 
Tage währende Vakanz des militärischen Volksbeauftragten 
verzögerte. Als nun bekannt wurde, daß der frühere 
Ministerpräsident seine ehemaligen Kollegen in Bamberg sammelte, 
dort eine reguläre Gegenregierung etablierte und zum militärischen 
Vorgehen gegen München rüstete, konnte man nicht gut mehr 
ausweichen, und so hieß es, es seien keine Gewehre in München 
vorhanden. Man sabotierte die Bewaffnung und erbitterte dadurch 
die Arbeiterschaft ungeheuer. Ende der Woche begründete ich einen 
Antrag, einen Panzerzug auszurüsten und mit dem nach Amberg in 
Oberfranken durchzustoßen, wo eine Gewehrfabrik ist, und also 
nötigenfalls mit Gewalt den Willen des Proletariats auszuführen. Man 
sagte zu allem ja und amen und tat nichts. Nach dem Palmsonntag‐
Putsch der Bourgeoisie fanden sich plötzlich Gewehre in Massen in 
München vor. Was in Wirklichkeit geschah, zum Beispiel die 
Verteilung der Waffen, deren Vorhandensein man kannte, 
veranstalteten die revolutionären Arbeiter mit Unterstützung von 
nur wenigen revolutionären Regierungsangehörigen selbständig. 
Ähnlich verhielt es sich mit dem Revolutionstribunal. Der Bauernrat 
Kübler tat gar nichts (in seinem Prozeß, in dem er denn  auch 
freigesprochen wurde, bekannte er, daß er den Posten nur 
angenommen habe, damit er nicht von einem Radikalen besetzt 
würde). Infolgedessen richtete der »Revolutionäre Arbeiterrat« von 
sich aus einen revolutionären Gerichtshof ein, der auch funktionierte, 
allerdings sehr zahm (was sich auch später unter den Kommunisten 
nicht änderte). 
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Die Sitzungen des Zentralrats waren meistens mit unnützen 
Redereien ausgefüllt, und die meiste Zeit ging verloren über den 
Widerstand, den die Bauern allen Sozialisierungsabsichten Neuraths 
entgegensetzten. Tatsächlich kam infolge der Verfahrenheit der 
Gesamtsituation trotz des guten Willens der Revolutionäre in der 
Regierung und obwohl die Arbeiterschaft Münchens zum weitaus 
größten Teil hinter der Räterepublik stand, in den sechs Tagen 
unserer Regierung sehr wenig Positives zustande, abgesehen von 
einigen radikalen Maßnahmen, die Landauer in den Hochschulen 
durchführte. Gegen den Vorwurf, daß er die Volksschulen nicht 
revolutionierte, wird ihn wohl die Tatsache in Schutz nehmen, daß er 
nur sechs Tage im Amt war. Die Schulen wurden auch in den drei 
Wochen nachher nicht revolutioniert, obwohl Landauer einen 
umfassenden Plan dafür seinen Nachfolgern vorlegte. 

Worin unser Fehler bestanden hatte, als wir die überstürzte 
Proklamation der Räterepublik vornahmen, erkannte ich nach einem 
Besuch des Genossen Axelrod bei mir. Er setzte mir auseinander, daß 
er der Ausrufung aus dem Grunde Widerstand entgegengesetzt 
haben würde, weil sie ohne die genügende unterirdische 
Vorbereitung im Lande ins Werk gesetzt wurde. Alle Persönlichkeiten 
hätten überall in Bereitschaft stehen, alle Proklamationen und 
Maßnahmen im Augenblick der Aktion fix und fertig sein, vor allem 
der militärische Schutz wirksam organisiert sein müssen. Erst dann 
hätten wir handeln dürfen – und es wäre auf die Formalitäten dabei 
nicht angekommen. Wären uns am 4. April diese Argumente 
entgegengehalten worden, dann halte ich es für  gewiß, daß das 
Unglück nicht Ereignis geworden wäre. Auf die Frage, ob er denn 
jetzt rate, alles rückgängig zu machen und uns der Regierung 
Hoffmann auszuliefern, erklärte Genosse Axelrod das für unmöglich, 
verteidigte aber die ablehnende Haltung der Kommunisten. 

Diese Unterredung und die große Gefahr, die ich für den 
Frieden unter der Arbeiterschaft selbst aus dem von den 
Kommunisten ins Volk geworfenen Vorwurf, wir hätten eine 
»Scheinräterepublik« etabliert, erwachsen sah, veranlaßte mich, aus 
eigener Initiative mit folgender Proklamation mich ans Proletariat zu 
wenden, die Landauer am 9. April öffentlich anschlagen ließ: 
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»Proletarier aller Länder, vereinigt Euch! Der Schlußappell des 
Kommunistischen Manifestes ist der Schlachtruf der 
Internationale geworden. Jetzt richten wir den Appell an das 
revolutionäre Volk des eigenen Landes: Proletarier Bayerns, 
vereinigt Euch! 

Die Einigung der Proletarier kann nach dem herrlichen Beispiel 
des russischen Volkes nur auf einer Grundlage geschehen, auf 
der der Räterepublik! 

 

Bayern ist Räterepublik! 

 

Ohne Rücksicht auf die Streitigkeiten ihrer Führer hat sich die 
werktätige Bevölkerung im Willen zusammengeschlossen, den 
Sozialismus, den Kommunismus zu verwirklichen! 

Der Landtag ist fortgeschickt, das von ihm eingesetzte 
kleinbürgerlich‐sozialistische Ministerium existiert nicht mehr. 
Ein provisorischer Rat von Volksbeauftragten und ein 
provisorischer revolutionärer Zentralrat haben die Geschäfte 
des Landes vorläufig zu besorgen. Da kein einziger der 
kompromittierten Führer der Kriegssozialisten mehr in diesen 
Körperschaften sitzt, ist die Gewähr dafür gegeben, daß ihr 
Wirken ohne Rücksicht auf kapitalistische und bourgeoise 
Interessen  der Herbeiführung der gerechten sozialistisch‐
kommunistischen Wirtschaft und der Sicherung der 
Revolution dienen wird. 

 

Die Diktatur des Proletariats ist Tatsache! 

Eine Rote Armee wird sofort gebildet! 

Die Verbindung mit Rußland und Ungarn wird sofort 
aufgenommen! 

Eine Gemeinschaft zwischen dem sozialistischen Bayern und 
dem Kaiserdeutschland mit dem republikanischen 
Aushängeschild kann nicht mehr sein. Ein Revolutionsgericht 
wird jeden Versuch reaktionärer Machenschaften 
rücksichtslos ahnden. Die Lügenfreiheit der Presse hört auf. 
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Die Sozialisierung des Zeitungswesens sichert die wahre 
Meinungsfreiheit des revolutionären Volkes. 

 

Die neue Gewalt wird so schnell wie möglich Neuwahlen der 
Betriebsräte auf revolutionärer Grundlage anordnen, auf 
denen von unten herauf sich das Rätesystem aufbauen soll, 
das die Entscheidung über alle seine Angelegenheiten in die 
eigenen Hände des arbeitenden Volkes legt. Nur des 
arbeitenden Volkes! Die Kapitalisten werden von der 
Mitbestimmung an den Geschicken des Landes 
ausgeschlossen. 

Aus dem Rätesystem wird die sozialistische Gesellschaft 
herauswachsen, die keinen arbeitslosen Wohlstand und keine 
Armut der Fleißigen mehr kennen wird. Im Bunde mit dem 
revolutionären Rußland und Ungarn wird das neue Bayern die 
revolutionäre Internationale herstellen und der 
Weltrevolution die Wege ebnen. 

Proletarier! Haltet Frieden miteinander! Es gibt nur einen 
gemeinsamen Feind: die Reaktion, den Kapitalismus, die 
Ausbeutung und Bevorrechtung! Gegen diesen Feind müssen 
alle Kämpfer für Freiheit und Sozialismus geschlossen 
zusammenstehen. 

 An die Arbeit! Jeder auf seinen Posten! 

Es lebe das freie bayerische Volk! Es lebe die Räterepublik! 

 

Erich Mühsam.« 

 

Diesen Aufruf ergänzte ich noch durch folgende 

»Erklärung. Die Leitung der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (Spartakusbund), Ortsgruppe München, stellt 
sich aus prinzipiellen Gründen außerhalb der provisorischen 
Verwaltung der Räterepublik. Durch die Anordnung der neuen 
Betriebswahlen auf revolutionärer Grundlage, aus denen die 
proletarische Gewalt endgültig hervorgehen soll, wird 
hoffentlich der Gegensatz sehr bald überbrückt sein. 
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Für meine Person erkläre ich, daß ich einen nach außen 
sichtbaren Posten in der jungen Räterepublik so lange nicht 
annehmen werde, bis nicht die Einigung der Arbeiterschaft 
vollständig gelungen sein wird. Es wäre mir unerträglich, 
wenn ich mich an verantwortlicher Stelle im Widerspruch 
gerade zu den Genossen befände, die mir bisher die nächsten 
im Kampfe waren und denen ich mich nach wie vor in 
Übereinstimmung im Wollen und Streben aufs engste 
verbunden fühle. 

 

9. April 1919. 

 

Erich Mühsam.« 

 

Die Kommunisten machten am 9. April angesichts des Drängens 
der Arbeiterschaft die erste Konzession an die gegebene Lage. Sie 
bewirkten die Wahl revolutionärer Obleute aus den Betrieben und 
sandten sie mit nur beratender Stimme in den Zentralrat. Es waren, 
soweit ich mich entsinne, zehn Männer, darunter die Genossen 
Leviné und Dietrich. In der ersten Sitzung des Zentralrats, an der sie 
teilnahmen, herrschte eine besonders große Zerfahrenheit. 
Deputationen aller möglichen Interessengemeinschaften kamen und 
trugen Gleichgültigkeiten vor, die man ins endlose diskutierte. Es war 
ein ganz planloses Arbeiten. Die Kommunisten hielten denn auch 
nicht mit ihrer Kritik zurück, lehnten aber meine dringende 
Aufforderung, sich aktiv und mitverantwortlich zu beteiligen, um 
endlich Ordnung und System in das Chaos zu bringen, entschieden 
ab. Am nächsten Tag hatte ich eine längere Aussprache mit Leviné 
unter vier Augen; es war das erste und letzte Mal, daß wir von Person 
zu Person miteinander redeten. Genosse Leviné nahm die 
Gelegenheit wahr, mir die Genugtuung zu geben, daß er die 
Ehrlichkeit meiner Handlungsweise in allen Punkten zugab. Auf 
meine Bitten, die Obstruktion aufzugeben und einzugreifen, gab er 
bestimmte ablehnende Antwort mit der Begründung, daß er sich nun 
von der Hoffnungslosigkeit dieser Regierungstätigkeit durch eigenen 
Augenschein überzeugt habe. Auf den Einwand: »Wir können die 
Karre doch nicht im Dreck steckenlassen«, meinte er lakonisch: 



 67

»Dann ziehen Sie sie wieder heraus!«, gab dann aber zu, daß die 
Auslieferung des Landes an die Regierung Hoffmann natürlich nicht 
in Frage kom men könne. Ich legte Leviné direkt nahe, uns 
gewaltsam auszuheben, um dem unmöglichen Zustand ein Ende zu 
machen und die revolutionäre Arbeit sicherzustellen; er hielt die Lage 
dafür nicht für reif, sprach aber ausdrücklich aus, daß die zu 
erwartenden revolutionären Kämpfe gegen die Bourgeoisie doch 
schließlich von den Kommunisten würden ausgetragen werden 
müssen. Ein Ausgleich der Gegensätze kam nicht zustande, doch 
schloß die Unterredung mit einem Händedruck, der alle persönlichen 
Differenzen zwischen uns aufhob und mir die Hoffnung gab, auch 
noch zu einer Übereinstimmung im Handeln zu gelangen. 

Aus dem Lande kamen die ungünstigsten Nachrichten. 
Während sich die Räterepublik in Südbayern im allgemeinen festigte 
und ausbreitete, war im Norden ein schwerer Rückschlag erfolgt. In 
Würzburg, wo die Räterepublik von dem zufällig dort auf einer 
Agitationsreise anwesenden KPD‐Genossen Waibel ausgerufen war 
und die ganze Bewegung unter Leitung der Kommunistischen Partei 
stand, hatte es Straßenkämpfe gegeben, die mit einer  Niederlage 
der Revolutionäre geendet hatten. Genosse Waibel sowie die beiden 
am 5. April zur Aufklärung dorthin geschickten Münchener Genossen 
Hagemeister und Sauber (Vorsitzender des Landessoldatenrats USP) 
waren dabei verhaftet worden. Wir ordneten zu ihrer Sicherung 
sofort die Festsetzung von Geiseln an. – Dieser Erfolg der 
Gegenrevolution war für Nordbayern entscheidend. Er steifte 
Hoffmann das Rückgrat, um von Bamberg aus in großem Maße eine 
bewaffnete Aktion gegen München zu organisieren. Oberst Epp 
entfaltete eine mächtige Tätigkeit zur Aufstellung weißgardistischer 
Freikorps, die württembergische mehrheitssozialistische Republik 
bot Militär zur Unterstützung an. Noskes Anerbieten, von Reichs 
wegen in Bayern einzumarschieren, wurde vorläufig mit Rücksicht 
auf die preußenfeindliche Stimmung der bayerischen Bauernschaft 
abgelehnt, zumal die Annahme den Verzicht auf das Reservat 
Bayerns bedeutet hätte, eine Armee unter eigener Oberhoheit zu 
halten, wie es selbst den Weltkrieg hindurch bestanden hatte. Erst als 
sich Bayerns eigener Landesschutz trotz der württembergischen 
Hilfe zu schwach erwies, um den Willen des revolutionären 
Proletariats, das in der zweiten Hälfte des April endlich geeint in der 
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Verteidigung der Räterepublik bewaffnet bereitstand, zu brechen, 
wurde Noske mit seinen Berufsmörderbanden geholt. Die 
militärische Selbständigkeit Bayerns mußte zum Preise dafür 
aufgegeben werden. – Für uns war die Notwendigkeit, eine Rote 
Armee auf die Beine zu bringen, aber brennend geworden, und 
Genosse Reichhardt arbeitete eifrig an dieser Aufgabe. Wie tief aber 
der Verrat nistete, beweist folgende Tatsache: Ein führendes Mitglied 
des Landessoldatenrats, der Mehrheitssozialist Simon (nicht zu 
verwechseln mit dem früheren Minister Simon), legte Reichhardt 
einen fertig ausgearbeiteten Plan zur Aufstellung einer Roten Armee 
vor. Trotzdem wurden Gerüchte laut, er stehe insgeheim mit der 
Gegenregierung Hoffmann in Verbindung. In einer Zentralesitzung 
überraschte ihn Landauer mit der direkten  Aufforderung, sich gegen 
den Vorwurf zu rechtfertigen. Simon versicherte seine Ehrlichkeit 
und versprach, um jeden Zweifel aus der Welt zu schaffen, sofort alle 
Ämter niederzulegen und nach Nürnberg zu fahren, wo er seine 
frühere Zivilbeschäftigung wieder aufnehmen werde. Landauer und 
ich verlangten, ihn an der Abreise zu hindern und in Schutzhaft zu 
nehmen, wurden aber überstimmt. Simon reiste ab, und eine Woche 
später stand sein Name mit dem Schneppenhorsts und Hoffmanns 
unter den Aufrufen, die den Arbeitermassenmord propagierten. Als 
Simon in meinem Prozeß als Zeuge erschien, gab er zu, daß er 
bereits, als er die Rote Armee vorbereiten half, die Beziehung zu 
Bamberg unterhielt. Noch krasser fast ist der Fall des von der 
Bauernschaft aufgestellten Volksbeauftragten für Landwirtschaft, 
Steiner. Der Mann gab von München aus heimlich den Bescheid an 
Hoffmann, daß er als Landwirtschaftsminister wieder in sein Kabinett 
eintreten wolle. Er war also gleichzeitig Volksbeauftragter der 
Räterepublik und Minister der Gegenregierung, was natürlich auch 
erst später ans Licht kam. 

Die Arbeiterschaft hatte das Gefühl dafür, daß die Ursache der 
Verfahrenheit des öffentlichen Betriebs in der Uneinigkeit des 
Proletariats, in der Nichtanerkennung der Räterepublik durch die 
Kommunisten zu suchen war. So ergriffen die Betriebsräte von sich 
aus die Initiative zur Konsolidierung der Verhältnisse. Durch Plakate 
wurden zum 11. April (Freitag) abend sämtliche Betriebsräte 
Münchens zur Versammlung in den Hofbräusaal zusammengerufen. 
Zugleich wurden die Führer aller sozialistischen Parteien sowie 
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diejenigen Genossen eingeladen, die, ohne einer Partei anzugehören, 
an sichtbarer Stelle standen. »Fernbleiben wird als Schuldbekenntnis 
aufgefaßt«. Die Versammlung war überfüllt. Ein Mehrheitssozialist 
legte zunächst unter dem Gelächter der Arbeiter ein Bekenntnis zur 
Demokratie ab, während ein anderer Sozialdemokrat den 
Parteigenossen energisch abschüttelte und sich unbedingt für die 
Räterepublik aussprach. Toller  sprach für die Unabhängigen – er war 
inzwischen an Niekischs Platz zum Vorsitzenden des Zentralrats 
aufgerückt –, verteidigte das gegenwärtige Regime und griff die 
Kommunisten scharf an. Dann erhielt Landauer das Wort, der seine 
Düpierung durch Schneppenhorst offen zugab, die Ausrufung der 
Räterepublik aber entschieden verteidigte und zur Einigkeit aufrief. 
Darauf kam ich an die Reihe. Ich bekannte, daß ich die Berechtigung 
der ablehnenden Haltung der KPD nachträglich eingesehen hätte, 
das längere Außenstehen der Kommunisten jedoch für 
verhängnisvoll halte, da den Vorteil von der Uneinigkeit nur die 
Reaktion habe, die jetzt schon zeige, daß sie ihn zu nutzen verstehe 
und sich überall zum Schlage rüste. Ich beschwor die 
Kommunistische Partei, ihren Widerstand aufzugeben und sofort 
aktiv einzugreifen, um dadurch der Diktatur des Proletariats Inhalt 
und Festigkeit zu schaffen. Der sehr starke Beifall, den besonders 
Landauer und ich fanden, bewies, daß wir der eigenen Ansicht des 
Proletariats Worte gegeben hatten. Für die KPD war Genosse Levien 
erschienen, der sich auf eine absolut intransigente Haltung verbiß. 
Eine Minderheit seiner Parteigänger stimmte ihm zu, während die 
große Mehrheit ihren Willen zur Einigung nachdrücklich zu erkennen 
gab. Levien fand einen Helfer in der Person eines Berliner 
Kommunisten, der unter größter Unruhe die Einigung des 
Proletariats im Prinzip verwarf, solange sie nicht auf dem Boden der 
KPD stattfinde. Eine große Reihe von Rednern trat aus der 
Versammlung selbst für die Beilegung des Zwistes ein. Levien 
antwortete mit größter Ausdauer jedem einzelnen und blieb auf der 
Ablehnung bestehen. Ich sprach dann noch einmal und erklärte, daß 
die Versammlung revolutionärer Betriebsräte als allein berechtigte 
Vertretung des Proletariats zu bestimmen habe, ob die gegenwärtige 
Räteregierung als Organ der proletarischen Diktatur anzusehen sei 
und das Vertrauen des Proletariats habe. Ich sprach dabei aus, daß 
die Verweigerung des Vertrauensvotums mir erwünscht sei, da dann 



 70

die Bürde von uns  revolutionären Regierungsmitgliedern genommen 
sei, unter diesen undankbaren Verhältnissen die Verantwortung zu 
tragen, und die Kommunisten gezwungen seien, verantwortlich 
mitzuwirken. Es sei im Fall der Mißtrauenskundgebung gegen uns 
Aufgabe dieser Versammlung, sofort ein neues Provisorium zu 
schaffen und womöglich aus ihrer Mitte heraus Genossen zu 
bestimmen, die die nächsten Maßnahmen zu veranlassen hätten. 
Sollte aber die Versammlung dem bestehenden Zentralrat ihr 
Vertrauen bekunden, so würden wir unsere Pflicht nach Kräften 
weiterhin erfüllen in dem Bewußtsein, daß der Vorwurf, wir seien die 
Vertreter einer »Scheinräterepublik«, ehrlicherweise dann nicht mehr 
erhoben werden könne. Alle anwesenden Mitglieder des Zentralrats 
erklärten, die Versammlung als souveräne Vertretung des 
Proletariats anzuerkennen und sich ihrem Beschluß bedingungslos zu 
fügen. Ein aus der Mitte der Betriebsräte eingebrachter Antrag, der 
bestehenden Räteregierung das Geschick des Landes weiterhin 
anzuvertrauen, wurde darauf mit überwältigender Mehrheit gegen 
ein paar Dutzend Stimmen angenommen. (Ich selbst stimmte 
dagegen). Levien erklärte auch nach der Vertrauenskundgebung, daß 
das Verhalten der KPD trotzdem das gleiche bleiben werde. 

Am Samstag, dem 12. April, war die Lage offenkundig sehr ernst 
geworden. Die Regierung Hoffmann hetzte das Land in unglaublicher 
Weise gegen München auf, gegen uns bekanntere Führer wurden die 
ungeheuerlichsten Verleumdungen in die Welt gesetzt, von denen 
besonders die Behauptung, wir hätten in München die 
Kommunisierung der Frauen bereits eingeführt (jedem 
Bolschewisten müsse jede Frau nach Belieben zur Verfügung stehen), 
auf die naive Bevölkerung Eindruck machte. Die militärische Lage 
schien durch den Abfall Augsburgs, wenn auch nicht unmittelbar 
bedrohlich, so doch keineswegs sicher. Das Fehlen von Waffen für 
die Arbeiterschaft war eine furchtbare Gefahr, wenn auch die  
Entwaffnung der Bourgeoisie anscheinend gut durchgeführt wurde. 
Doch war unser Mißtrauen gegen die Sozialdemokraten 
außerordentlich groß, besonders, da in den letzten Tagen die 
Gewerkschaftsführer und Auerochsen sich auffällig von den 
Sitzungen des Zentralrats fernhielten, was dessen Arbeiten allerdings 
etwas förderte. Ob unmittelbar etwas von dieser Seite geplant war 
und was überhaupt geplant war, war noch nicht zu erkennen. Aber 
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der Verdacht, daß die Mehrheitler auch in München schon mit der 
Bourgeoisie einen geheimen Pakt geschlossen hätten, war allgemein. 
Das Bürgertum war furchtbar aufgeregt, da trotz der 
Mangelhaftigkeit aller diktatorischen Maßregeln doch schon eine 
Reihe von Symptomen da waren, die den Unterschied einer 
Räterepublik von einem Bourgeoisstaat deutlich machten. Vor allem 
wirkte die Besetzung der Banken, die Rationierung der 
Depotabhebungen und die Aufhebung des Bankgeheimnisses 
niederschlagend auf die Kapitalisten. Durch die Entwaffnung der 
Polizei fühlten sie sich in ihrer Sicherheit, durch das 
Revolutionstribunal in ihren konterrevolutionären Bestrebungen, 
durch Wadlers sehr energische Tätigkeit als Wohnungskommissar in 
ihrem Besitzrecht auf die häusliche Bequemlichkeit schwer bedroht. 
Dazu hingen die Ankündigungen Gesells gegen das spekulierende 
Kapital und Neuraths Vorbereitungen zur Schließung aller 
überflüssigen Betriebe wie ein Damoklesschwert über ihrer Existenz. 
Gründe genug, um etwas Entscheidendes zu versuchen. 

Der Schlag wurde in der Nacht zum 13. April (Palmsonntag) 
ausgeführt, und zwar unter Leitung und auf Anstiften von 
Mehrheitssozialisten. Früh um vier Uhr wurde ich aus dem Bett 
heraus von Angehörigen der Republikanischen Schutztruppe, die uns 
kurz zuvor ihrer unbedingten Treue versichert hatte, verhaftet und 
zum Hauptbahnhof gebracht, wo sich im Laufe der Morgenstunden 
noch zwölf Genossen einfanden. Es waren Plakate angeschlagen, die 
im Namen der Kasernenräte den Sturz der Räteregierung 
verkündeten und die Regierung Hoffmann als allein rechtmäßig 
proklamierten. Einige Genossen, darunter der Volksbeauftragte 
Soldmann, waren aus dem Wittelsbacher Palais herausgeholt 
worden, wo sie in nächtlicher Arbeit ihre Pflicht taten. Mehrere außer 
mir, unter anderen Genosse Dr. Wadler, waren in ihren Wohnungen 
festgenommen. Der Rest war bei der Festnahme von Geiseln 
überrascht und verhaftet worden. Wir blieben bis mittags im 
Bahnhofsgebäude, in beständiger Erwartung eines Angriffs des 
Proletariats zu unserer Befreiung. Dann wurden wir in einem 
Extrazug unter starker militärischer Begleitung nach Nordbayern 
verschleppt. 
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Der Sturm auf den Bahnhof erfolgte einige Stunden nach 
unserer Abreise und führte zum vollen Erfolg der Arbeiter, die nun 
unter Leitung der KPD die Räteregierung neu errichteten. Den 
weiteren Verlauf habe ich nicht miterlebt und überlasse es daher 
andern, die ferneren Ereignisse, frei von einer Parteilichkeit, die nach 
der einen Seite mit Füßen tritt, nach der andern lobhudelt, zu 
schildern. Bemerken möchte ich, daß Landauer gleich nach der 
Auflösung des früheren Zentralrats eine Erklärung veröffentlichte, 
worin er die neue Sachlage begrüßte, die kommunistische 
Räteregierung anerkannte und sich ihr für alle verlangten Dienste zur 
Verfügung stellte. Die Kommunisten hatten in den zweieinhalb 
Wochen ihrer Herrschaft mit ganz ähnlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen wie in den sechs Tagen vorher wir, nur daß ihre Arbeit nicht 
mehr von den Auerochsen, sondern von den Unabhängigen sabotiert 
wurde. Ihr großes Verdienst war, daß sie in kurzer Zeit eine 
schlagkräftige Rote Armee aufzustellen vermochten. Der Zwang, alle 
Kräfte auf die militärische Verteidigung der Räterepublik zu 
konzentrieren, entschuldigt völlig, daß die diktatorische 
Niederzwingung des Kapitalismus auch unter ihrem Regime kein 
rascheres Tempo annehmen konnte als unter unserm. Die vielen 
Mißgriffe in der Auswahl der Personen, denen höchst 
verantwortliche Aufgaben übertragen wurden und die dem Verrat 
auch jetzt  noch allerorts Zugang verschafften, sind dem Mangel an 
revolutionärer Erfahrung und der Plötzlichkeit zuzuschreiben, mit der 
alle Maßnahmen ergriff en werden mußten. Ich weiß zu gut, welcher 
Anteil an allen Übelständen während der zweiten Räterepublik 
unserem übereilten Handeln am 4. und 6. April zufällt, als daß ich als 
Ankläger gegen die kommunistischen Genossen auftreten möchte. 

 

Der Zweck dieser Aufklärung war der, unser Verhalten 
psychologisch zu erklären, uns gegen den ruchlosen Vorwurf zu 
verteidigen, als hätten wir, speziell Landauer und ich, gegen die 
dieser Angriff gemünzt ist – aus Literateneitelkeit ein im Kaffehaus 
ausgehecktes Abenteuer verwirklichen wollen, und darzutun, daß wir 
unter einem von außen einwirkenden Zwang gehandelt haben. Daß 
unser Handeln fehlerhaft war, habe ich zugegeben. Als mildernde 
Umstände nehme ich aber noch einmal in Anspruch: Die Forderung 
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der Augsburger in Generalstreik getretenen Arbeiter, den 
gleichzeitigen Paktbruch der Regierung Hoffmann, die Suggestion 
des ungarischen Beispiels, die Hoffnung, unsererseits auf Österreich 
und Norddeutschland beispielgebend zu wirken, und vor allem die 
Geheimdiplomatie der KPD, die – im Gegensatz zu ihrer bisherigen 
engen Verbindung besonders mit mir – niemanden von uns zur 
Beratung der entscheidenden Beschlüsse hinzuzog, zur wichtigsten 
Sitzung am 4. April nachmittags trotz wiederholter Einladung 
niemanden delegierte und endlich am Abend ihre Erklärungen durch 
Unbekannte und unter Gründen, die in keiner Weise stichhielten, 
abgeben ließ. So offen ich bekenne, daß die kommunistischen 
Genossen im Prinzip im Recht und wir im Unrecht waren, glaube ich 
doch heute noch, daß ihr taktisches Verhalten in jenen Tagen und 
während der ganzen Woche vom 6.–13. April verhängnisvoll 
fehlerhaft war und daß die rechtzeitige Unterstützung der 
revolutionären Elemente in der Räteregierung gegen die Sabotage 
der Sozialdemokraten einen, wenn nicht siegreichen, so doch in jeder 
Hinsicht vorteilhafteren  Verlauf der ganzen Revolutions‐Episode 
herbeigeführt hätte. Die Beteiligung der Kommunisten in Nordbayern 
beweist, daß durchaus nicht alle Genossen der KPD unser Vorgehen 
als Farce betrachteten. Die Verwirrung aber, die durch die 
Gegenorder der Parteileitung in München entstand, trägt in starkem 
Maße die Schuld daran, daß sich die Konterrevolution schnell und 
ungefährdet sammeln konnte. Die Teilnahme der Partei an der 
Räteregierung von Anfang an hätte, selbst wenn die schärfste Kritik 
gegen die Initiatoren zugleich eingesetzt hätte, das revolutionäre 
Proletariat in Einigkeit und Begeisterung aufstehen lassen. Die 
Auerochsen wären am dritten Tage, als Hoffmann in Bamberg die 
Gegenregierung errichtete, von den Massen selbst aus allen Ämtern 
entfernt und wie die Bourgeoisie behandelt worden. Die Unsicherheit 
unter den Arbeitern und Soldaten, die den Palmsonntags‐Putsch 
ermöglichte, hätte nicht Platz gegriffen. 

 

Der heroische Kampf, den die Münchener Arbeiter in den 
ersten Maitagen für die Räterepublik führten und an dem die 
Proletarier, die in der ersten Woche uns gestützt hatten, in gleicher 
Weise teilnahmen wie die Anhänger der KPD, die furchtbaren 
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Blutopfer, die das Proletariat der kommunistischen Idee darbrachte, 
und die Gräber der Ermordeten, unter denen der Name Gustav 
Landauers neben dem Eugen Levinés im Herzen des Münchener 
Proletariats eingegraben bleibt, mögen der geschichtlichen 
Forschung, die das Geschehen jener Tage aufhellen soll, den Stachel 
nehmen, der sich gegen Revolutionäre von unbefleckter Reinheit des 
Wollens kehrt, und gegen den gemeinsamen Feind richten, der den 
Verrat in die Revolution trug, um ihr eine Frühgeburt abzutreiben und 
durch sie ihren Tod herbeizuführen. Welche Machenschaften den 
Augsburger Beschluß herbeiführten, welche Kräfte hinter allem 
öffentlichen Geschehen arbeiteten, wer zu denen gehört, die die 
Falle aufstellten, und wer zu denen, die mit uns darin gefangen 
wurden, das ist bis jetzt noch nicht  festgestellt. Dem geeinten Willen 
aller ehrlichen kommunistischen Revolutionäre, gleichviel wie sie am 
6. April Partei nahmen, wird es gelingen, auch in diese dunkle Frage 
Licht zu werfen. 

Genossen! Nehmt diese Aufklärung in dem Geist auf, in dem sie 
Euch vorgelegt wird. Es spricht ein Mann zu Euch, der sich schuldig 
weiß, taktische Fehler gemacht zu haben, dem aber sein reines 
Gewissen erlaubt, seine eigene Teilnahme an der Geschichte der 
bayerischen Räterepublik in voller Offenheit vor Euch auszubreiten. 
Ich verlange von Euch nicht die Billigung meines Verhaltens, aber ich 
hoffe, daß Ihr aus meiner Darstellung den Eindruck gewonnen habt, 
daß ich als ehrlicher Genosse gehandelt habe, und daß Ihr mich 
freisprecht von dem Vorwurf, aus leichtfertiger und gewissenloser 
Eitelkeit einen sträflichen Streich gegen das Proletariat und gegen die 
Weltrevolution verübt zu haben. 

 

Ansbach, September 1920 

 

Erich Mühsam. 
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